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Private Eingaben P 2 bis P 9 von Einwohnern des Ortsteils 
Bleiwäsche der Stadt Bad Wünnenberg  vom 12., 18., 19., 24., 25. 
und 26.03.2015  zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
Vorbemerkung: 
 

Die Schreiben der 8 Einwender stimmen inhaltlich größtenteils überein 
und sind in weiten Teilen wortgleich. Voneinander abweichende oder 
zusätzliche Aussagen meinen vom Grundsatz her dasselbe oder sind 
nicht abwägungsrelevant. Die vorgetragenen Einwände bzw. 
Anregungen aus allen 8 Schreiben werden unter den Punkten 1.) bis 6.) 
zusammengefasst dargelegt. Anschließend erfolgt eine gemeinsame 
Abwägung durch die Verwaltung. 
 
1.) 
Betroffenheit des OT Bleiwäsche von den Suchbereichen 29, 35 und 31-
34. 
 
2.) 
Abstand von 950 m (800 m + 150 m Vorsorgeabstand) zur Ortslage 
Bleiwäsche zu gering. In diesem Zusammenhang wird bemängelt: 
 

 3 WEA als Berechnungsgrundlage nach Piorr zu wenig  
 bereits mehr als 10 vorhandene WEA südwestlich von 

Bleiwäsche (geringster Abstand: 1.350 m) 
 keine Höhenbegrenzung der zukünftigen WEA 
 Belastung durch Geräuschimmissionen, Schattenwurf, 

Dauerbefeuerung und erdrückende Wirkung 
 Beeinträchtigung des Bleiwäscher Ortsbildes und des 

Landschaftsbildes durch Verspargelung 
 

Forderung eines Abstandes von 1.200 m ( 1.050 m + 150 m Vorsorge-
abstand), den die Stadt Bad Wünnenberg ihrer Windkraftplanung 
zugrunde legt. 
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3.)  
Suchbereiche 32 bis 34 sind von Wald umgeben und dienen mit Quellen 
und Bächen als Naherholungs- und Wandergebiet. Wegen drohender 
Verunstaltung des Landschaftsbildes und aufgrund der wachsenden 
touristischen Nutzung nicht als Windkonzentrationszone geeignet. 
 
4.) 
Unzureichende Erfassung der planungsrelevanten Vogelarten im 
Artenschutzrechtliche Fachbeitrag; im Einzelnen: 
 

 Berücksichtigung des Schwarzstorchs im Leiberger Wald mit 
Auswirkungen auf Suchbereich 35 

 Reduzierung der Suchbereiche aufgrund notwendiger 
artenschutzrechtlicher Abstände 

 
5.) 
Demografischer Wandel und wirtschaftlicher Schaden 
 

 Lärm- und Sichtbeeinträchtigungen durch WEA machen Zuzug 
nach Bleiwäsche unattraktiv und erschweren den Verkauf von 
Immobilien 

 Reduzierung der Haus- und Grundstückspreise 
 
6.) 
Bitte um Verzicht von Konzentrationszonen in der Nähe von Bleiwäsche 
oder um größstmöglichen Abstand. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zu 1.)  
 
Die Suchbereiche 31 - 34 sind bereits im Entwurf zur 1. öffentlichen 
Auslegung nicht als Konzentrationszonen ausgewiesen worden. Daher 
besteht keine Betroffenheit mehr für den OT Bleiwäsche und eine 
Stellungnahme erübrigt sich. 
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Der Suchbereich 35 ist im Entwurf zur 1. öffentlichen Auslegung unter 
der Suchraum-Nr. 5 als Konzentrationszone 4 ausgewiesen worden. 
Aufgrund der Stellungnahme der Unteren Landschaftsbehörde des 
Hochsauerlandkreise (ULB des  HSK) scheidet dieser Bereich als 
Konzentrationszone aus. Daher besteht keine Betroffenheit mehr für den 
OT Bleiwäsche und eine Stellungnahme erübrigt sich.  
 
Der Suchbereich 29 ist im Entwurf zur 1. öffentlichen Auslegung unter 
der Suchraum-Nr. 6 als Konzentrationszone 5 ausgewiesen worden. Die 
Betroffenheit des OT Bleiwäsche wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 2.)  
 
Die Stadt Brilon hat zur Ermittlung der Abstände einen „Musterpark“ als 
Basis genommen. Dieser Abstand ist als weiches Tabukriterium 
einheitlich auf das gesamte Stadtgebiet anzuwenden.  
Dass im vorhandenen Windpark bereits mehr als 10 Anlagen vorhanden 
sind, ist nicht von Belang.  
Der immissionsschutzrechtliche Schutzanspruch ist aufgrund der 
rechtlichen Vorgaben des BImSchG zu gewährleisen und zu bemessen. 
Hierzu sind vorhabenbezogenen Detailinformationen wie z. B. 
Anlagentyp, Bauhöhe, Rotordurchmesser etc. notwendig, die auf der 
Ebene der Bauleitplanung nicht bekannt und auch nicht 
Regelungsgegenstand sind. Die konkreten Abstände von WEA zu 
Wohnstätten können daher erst im nachgeordneten 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG ermittelt werden. Hier werden 
auch die Belastungen durch Geräuschimmissionen, Schattenwurf, 
Dauerbefeuerung und erdrückende Wirkung anlagen- und 
standortspezifisch gesetzeskonform berücksichtigt. Sollte sich dort 
zeigen, dass größere Abstände aus Gründen des Immissionsschutzes 
notwendig sind, müssen Anlagen verschoben oder schallreduziert 
betrieben werden.  
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Dass die Stadt Bad Wünnenberg in Ihrer Flächennutzungsplanung 
größere Abstände zwischen Wohngebäuden und Windenergieanlagen 
ausgewiesen hat, kann kein Kriterium für die Planungen der Stadt Brilon 
sein. Jede Kommune muss für ihr Stadtgebiet ein schlüssiges 
Gesamtkonzept erarbeiten und der Windkraft substantiell Raum geben. 
Bei jeweils anderen räumlichen Voraussetzungen können sich somit 
andere Abstände ergeben. Eine „Eins-zu-eins“ Übertragung der 
Planungskriterien von Wünnenberg auf das Verfahren zur 97. FNPÄ ist 
darüber hinaus nicht möglich, da die landschafts- und raumstrukturellen 
Rahmenbedingungen nicht identisch sind. 
 

Der Eingriff in das Landschaftsbild durch ca. 200 Meter hohe 
Windkraftanlagen ist unbestritten. Jedoch muss hier eine Abwägung 
zwischen diesen Belangen und der Schaffung von ausreichend Raum 
für die Windenergie erfolgen. Ein Eingriff in das Landschaftsbild wird bei 
der aktuellen Größe der Windkraftanlagen überall erfolgen. Bei dieser 
Planung gilt es, eine gerechte Abwägung zwischen allen Belangen zu 
erzielen. Dass einzelne Belange bei der Festlegung der Zonen 
beeinträchtigt werden, ist an jedem Standort unvermeidbar.  
 
Die Forderung eines größeren Abstandes sollte insofern zur Kenntnis 
genommen, jedoch als unbegründet zurück gewiesen werden. 
 
Zu 3.)  
 
Die Suchbereiche 31 - 34 sind bereits im Entwurf zur 1. öffentlichen 
Auslegung nicht als Konzentrationszonen ausgewiesen worden.  
 
Die Bedenken sollten daher zur Kenntnis genommen und als 
ausgeräumt betrachtet werden. 
 
Zu 4.)  
 
Die artenschutzrechtlichen Befürchtungen zum Suchbereich 35 sind als 
hinfällig zu betrachten, da dieser Bereich aufgrund der Stellungnahme 
der ULB des  HSK als Konzentrationszone ausscheidet.  
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Bezüglich des Artenschutzes im Bereich der Konzentrationszone 5 
(Suchbereich 29) ist festzustellen, dass die Abstandskriterien zu 
Vogelvorkommen tatsächlich unterschritten werden. Hier ist jedoch zu 
beachten, dass eine Berücksichtigung dieser Abstände zu einer 
kompletten Aufgabe der Fläche führen würde, da die verbleibenden nur 
noch sehr kleinen Flächen nicht zu einem sinnvollen Park arrondiert 
werden könnten.  
 

Der Artenschutz ist in die Abwägung zur 97. FNPÄ auf der dritten Stufe 
(städtebauliche Belange) eingeflossen. Die artenschutzrechtliche 
Betrachtung zur Vorentwurfsfassung (frühzeitige Beteiligungsverfahren) 
war vorläufig und noch in der Fortschreibung befindlich. Die 
angesprochenen Aspekte wurden im erforderlichen Umfang in die 
Entwurfsfassung eingebunden.  
 

Nach Auswertung und Abwägung aller bis zum Verfahrensstand 
2. Behördenbeteiligung/ öA vorgetragenen Belange verbleiben noch 4 
Konzentrationszonen, die als für die Windenergie geeignet angesehen 
werden. Eine weitere Reduktion dieser Flächen ist nicht möglich, da 
sonst zu befürchten ist, dass der Windenergie nicht genug Raum 
gegeben wird. Die Prüfungen des Artenschutzes haben ergeben, dass 
die verbleibenden Flächen auch unter dem Gesichtspunkt des 
Artenschutzes geeignet sind.  
 

Von besonderer Bedeutung ist, dass sich in diesem Bereich (teilw. 
innerhalb, teilw. außerhalb der nun ausgewiesenen Zone 5) 38 
Windkraftanlagen befinden. Die vorhandenen WKA befinden sich 
größtenteils in den Schutzabständen zu Vogelvorkommen. Im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens ist die Beeinträchtigung geschützter 
Arten unter der Berücksichtigung von Vermeidungs- oder 
Minderungsmaßnahmen (Abschaltung zu bestimmten Zeiten, Anlage 
von CEF-Maßnahmen etc.) intensiver zu prüfen. Das gleichzeitige 
Vorhandensein zahlreicher Anlagen und geschützter Arten lassen einen 
pauschalen Ausschluss dieser Flächen nicht zu.  
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Die Eingabe wird insofern zur Kenntnis genommen und teilweise als 
zutreffend anerkannt. Die angestrebte Reduzierung der 
Konzentrationszone 5 kann jedoch nicht erfolgen.  
 
Zu 5.)  
 
Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber allerdings als im Außenbereich 
privilegierte Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im 
Außenbereich generell zulässig sofern keine anderen Belange 
entgegenstehen. Durch die 97. Änderung wird die Zulässigkeit von 
Windkraftanlagen im Außenbereich eingeschränkt (Ausschlusswirkung 
nach § 35 (3) Satz 3 BauGB). Dies bedeutet, dass die angesprochen 
Abwertung der Immobilien nicht durch die kommunale Planung 
ausgelöst wird.  
 
Die Bedenken sollten insofern zur Kenntnis genommen und als nicht 
zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
Zu 6.)  
 
Nachdem die Suchbereiche 31 - 35 aus obenstehenden Gründen als 
Konzentrationszonen ausscheiden, ist der OT Bleiwäsche lediglich von 
der durch vorhandene WEA bereits vorbelasteten Konzentrationszone 5 
betroffen. Aus den vorstehend erläuterten Gründen kann auf die 
Ausweisung dieser Fläche nicht verzichtet werden, ohne befürchten zu 
müssen, dass der Windenergie nicht genug Raum gegeben wird. 
Aufgrund der Tatsache, dass sich in diesem Bereich (teilw. innerhalb, 
teilw. außerhalb der Konzentrationszone 5) 38 Windkraftanlagen 
befinden, ist ein pauschaler Ausschluss nicht zulässig.  
 

Bzgl. der Bitte um größstmöglichen Abstand zur Ortslage Bleiwäsche 
wird auf die Ausführungen zu 2.) verwiesen. 
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Die Eingabe wird insofern zur Kenntnis genommen und als unbegründet 
zurückgewiesen.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben P 2 bis P 9  
von Einwohnern des Ortsteils Bleiwäsche zur Kenntnis zu nehmen 
und entsprechend den vorstehenden Ausführungen teilweise als 
unbegründet oder nicht zutreffend zurückzuweisen, teilweise als 
zutreffend anzuerkennen und zum Teil als ausgeräumt zu betrachten. 
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Private Eingabe Nr. 91 von Einwohnern des Ortsteils Bleiwäsche 
der Stadt Bad Wünnenberg vom 08.12.2015  zur 1. öffentlichen 
Auslegung 
 
 
Konzentrationszone 4 
 

Es ist ein Schreiben mit 110 Unterschriften von Einwohnern des 
Ortsteils Bleiwäsche der Stadt Bad Wünnenberg eingegangen. Die 
Eingeber wenden sich gegen die Ausweisung der Konzentrationszone 4 
„Lühlingsbachtal“ (Suchraum 5). In dem Schreiben werden zahlreiche 
Argumente aufgeführt, die gegen eine Ausweisung als 
Windkonzentrationszone sprechen.  
 
Konzentrationszone 5 
 

Des Weiteren führen die Eingeber zu der Konzentrationszone 5 
„Madfeld“ (Suchraum 6) aus, dass der Bereich bereits mit 
Windkraftanlagen vorbelastet ist und sich grundsätzlich als 
Konzentrationszone eignet. Es wird auf die bestehende 
Geräuschbelastung durch die Windkraftanlagen hingewiesen und darauf 
gedrängt, dass der Abstand von 950 Metern zur Ortslage zwingend 
einzuhalten ist. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zur Konzentrationszone 4 
 

Da diese Fläche aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist dem Wunsch der Einwender 
entsprochen worden. 
 

Die Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und als 
berücksichtigt angesehen werden. 
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Zur Konzentrationszone 5 
 

 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Der Abstand von 
950 Meter zu den Ortslagen ist weiterhin eine Grundlage der Planung. 
Der Punkt wird daher als beachtet angesehen. 
 

Die Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausreichend berücksichtigt angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 91 von 
Einwohnern des Ortsteils Bleiwäsche zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den vorstehenden Ausführungen als berücksichtigt / 
ausreichend berücksichtigt anzusehen. 
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Private Eingabe Nr. 35 von Einwohnern des Ortsteils Bleiwäsche 
der Stadt Bad Wünnenberg vom 10.12.2015  zur 1. öffentlichen 
Auslegung 
 
 
Konzentrationszone 4 
 

Die Eingeber wenden sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 4 „Lühlingsbachtal“ (Suchraum 5). In dem 
Schreiben werden zahlreiche Argumente aufgeführt, die gegen eine 
Ausweisung als Windkonzentrationszone sprechen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zur Konzentrationszone 4 
 

Da diese Fläche aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist dem Wunsch der Bürger 
entsprochen worden. 
 

Die Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und als 
berücksichtigt angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 35 von 
Einwohnern des Ortsteils Bleiwäsche zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den vorstehenden Ausführungen als berücksichtigt 
anzusehen. 
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Private Eingabe Nr. 5 der Ortsvorsteherin des Ortsteils Bleiwäsche 
der Stadt Bad Wünnenberg mit Unterschriftenliste von Mitbürgern 
vom 22.12.2015  zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
 
Konzentrationszone 4 
 

Die Eingeberin und ihre Mitbürger wenden sich gegen die Ausweisung 
der Konzentrationszone 4 „Lühlingsbachtal“ (Suchraum 5). In dem 
Schreiben werden zahlreiche Argumente aufgeführt, die gegen eine 
Ausweisung als Windkonzentrationszone sprechen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zur Konzentrationszone 4 
 

Da diese Fläche aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist dem Wunsch der Bürger 
entsprochen worden. 
 

Die Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und als 
berücksichtigt angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 5 der 
Ortsvorsteherin des Ortsteils Bleiwäsche und ihren Mitbürgern lt. 
Unterschriftenliste zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen als berücksichtigt anzusehen. 
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Private Eingabe Nr. 33 von Einwohnern des Ortsteils Bleiwäsche 
der Stadt Bad Wünnenberg vom 17.12.2015  zur 1. öffentlichen 
Auslegung 
 
 
Konzentrationszone 4 
 

Die Eingeber wenden sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 4 „Lühlingsbachtal“ (Suchraum 5). In dem 
Schreiben werden zahlreiche Argumente aufgeführt, die gegen eine 
Ausweisung als Windkonzentrationszone sprechen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zur Konzentrationszone 4 
 

Da diese Fläche aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist dem Wunsch der Bürger 
entsprochen worden. 
 

Die Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und als 
berücksichtigt angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 33 von 
Einwohnern des Ortsteils Bleiwäsche zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den vorstehenden Ausführungen als berücksichtigt 
anzusehen. 
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Private Eingaben Nr. 51, 52, 53, 66, 67 und 4 von Einwohnern des 
Ortsteils Bleiwäsche der Stadt Bad Wünnenberg sowie vom 
örtlichen Heimat- und Verkehrsverein vom 08., 10. und 13.12.2015  
zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Vorbemerkung: 
 

Die Schreiben der 6 einwendenden Bürger sind vom Wortlaut identisch. 
Die vorgetragenen Einwände bzw. Anregungen werden unter den 
Punkten 1.) bis 4.) zusammengefasst wiedergegeben und anschließend 
gemeinsam abgewogen. 
 
1.) 
 

Die Eingeber wenden sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 4 „Lühlingsbachtal“ (Suchraum 5). In dem 
Schreiben werden zahlreiche Argumente aufgeführt, die gegen eine 
Ausweisung als Windkonzentrationszone sprechen. 
 
2.) 
 

Es fehlt eine Abwägung warum die Suchräume 5 und 9 als 
Konzentrationszone und der Suchraum 2 hingegen nicht als solche 
ausgewiesen wurden. 
 
3.) 
 

Auf der Seite 39 (der Begründung A. d. V.) wurde die „Größe insgesamt“ 
des Suchraumes 5 mit 126 ha angegeben, in der „Lagebeschreibung“ 
mit 123 ha. 
 
4.) 
 

Des Weiteren führen die Eingeber zu der Konzentrationszone 5 
„Madfeld“ (Suchraum 6) aus, dass der Bereich bereits mit 
Windkraftanlagen vorbelastet ist und sich grundsätzlich als 
Konzentrationszone eignet.  



 

- 25 – 

 

 
Es wird auf die bestehende Geräuschbelastung durch die 
Windkraftanlagen hingewiesen und darauf gedrängt, dass der Abstand 
von 950 Metern zur Ortslage zwingend einzuhalten ist. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Da diese Fläche aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist dem Wunsch der Bürger 
entsprochen worden. 
 

Der Einwand sollte insofern zur Kenntnis genommen und als 
berücksichtigt angesehen werden. 
 
zu 2.) 
 

Die Suchräume 2, 5 und 9 sind im Entwurf zur 1. öffentlichen Auslegung 
als Konzentrationszonen 2, 4 und 7 ausgewiesen worden. Aufgrund der 
Stellungnahme der Unteren Landschaftsbehörde des Hochsauerland-
kreises (ULB des HSK) werden alle drei Bereiche zur 
2. Behördenbeteiligung / 2.öA als Konzentrationszonen ausscheiden. 
Daher hat sich dieser Punkt erübrigt. 
 

Der Einwand sollte insofern zur Kenntnis genommen und als 
berücksichtigt angesehen werden. 
 
zu 3.) 
 

Da diese Fläche aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, hat sich dieser Punkt erübrigt. 
 

Der Einwand sollte insofern zur Kenntnis genommen und als 
berücksichtigt angesehen werden. 
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zu 4.) 
 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Der Abstand von 
950 Meter zu den Ortslagen ist weiterhin eine Grundlage der Planung. 
  

Der Einwand sollte insofern zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben Nr. 51, 52, 
53, 66, 67 und 4 von Einwohnern des Ortsteils Bleiwäsche sowie 
vom örtlichen Heimat- und Verkehrsverein zur Kenntnis zu nehmen 
und entsprechend den vorstehenden Ausführungen als berücksichtigt / 
beachtet anzusehen. 
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Private Eingabe Nr. 19 von Einwohnern des Ortsteils Bleiwäsche 
der Stadt Bad Wünnenberg vom 17.12.2015  zur 1. öffentlichen 
Auslegung 
 
 
1.) 
 

Die Eingeber wenden sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 4 „Lühlingsbachtal“ (Suchraum 5). In dem 
Schreiben werden zahlreiche Argumente aufgeführt, die gegen eine 
Ausweisung als Windkonzentrationszone sprechen. 
 
2.) 
 

Es wird beanstandet, dass im Rahmen der Planstufe 3 von drei als 
bedingt geeignet eingestuften Suchräumen (2, 5 und 9) die  Suchräume 
5 und 9 als Konzentrationszonen ausgewiesen werden, der Suchraum 2 
hingegen nicht. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Da diese Fläche aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist dem Wunsch der Bürger 
entsprochen worden. 
 

Der Einwand sollte insofern zur Kenntnis genommen und als  
ausgeräumt betrachtet werden. 
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zu 2.) 
 

Die Suchräume 2, 5 und 9 sind im Entwurf zur 1. öffentlichen Auslegung 
als Konzentrationszonen 2, 4 und 7 ausgewiesen worden. Aufgrund der 
Stellungnahme der Unteren Landschaftsbehörde des Hochsauerland-
kreises (ULB des HSK) werden alle drei Bereiche zur 
2. Behördenbeteiligung / 2.öA als Konzentrationszonen ausscheiden. 
Daher hat sich dieser Punkt erübrigt. 
 

Der Einwand sollte insofern zur Kenntnis genommen und als 
ausgeräumt betrachtet werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 19 von 
Einwohnern des Ortsteils Bleiwäsche zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den vorstehenden Ausführungen als ausgeräumt zu 
betrachten. 
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Private Eingabe Nr. 10 von Einwohnern des Ortsteils Bleiwäsche 
der Stadt Bad Wünnenberg vom 19.12.2015  zur 1. öffentlichen 
Auslegung 
 
Die Eingeber wenden sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 4 „Lühlingsbachtal“ (Suchraum 5). In dem 
Schreiben werden zahlreiche Argumente aufgeführt, die gegen eine 
Ausweisung als Windkonzentrationszone sprechen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Da diese Fläche aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist dem Wunsch der Bürger 
entsprochen worden. 
 

Die Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und als  
ausgeräumt betrachtet werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 10 von 
Einwohnern des Ortsteils Bleiwäsche zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den vorstehenden Ausführungen als ausgeräumt zu 
betrachten. 
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Private Eingabe Nr. 31 eines Einwohners des Ortsteils Bleiwäsche 
der Stadt Bad Wünnenberg und Mitglieds der Gemeinschaft für 
Naturschutz im Bürener Land vom 15.12.2015  zur 1. öffentlichen 
Auslegung 
 
Der Eingeber wendet sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 4 „Lühlingsbachtal“ (Suchraum 5). In dem 
Schreiben werden zahlreiche artenschutzrechtliche Argumente 
(überwiegend bezogen auf Fledermäuse, Rotmilane und 
Schwarzstorche) aufgeführt, die gegen eine Ausweisung als 
Windkonzentrationszone sprechen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Da diese Fläche aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist dem Wunsch des Bürgers 
entsprochen worden. 
 

Die Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und als  
ausgeräumt betrachtet werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 31 eines 
Einwohners des Ortsteils Bleiwäsche zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den vorstehenden Ausführungen als ausgeräumt zu 
betrachten. 
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Private Eingabe P 1 eines Almer Bürgers vom 01.04.2015  zur 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Der Bürger ist Eigentümer dreier Flurstücke östlich von Wülfte. Er 
beantragt die Ausweisung dieser drei Parzellen als Vorrangzone 
(Konzentrationszone). 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Die drei Flurstücke können aufgrund der festgelegten harten und 
weichen Tabukriterien nicht als Konzentrationszone ausgewiesen 
werden. Alle drei Parzellen liegen innerhalb des Vorsorgeabstandes 
(950 m, weiches Tabukriterium) zur Ortslage von Wülfte. Das Flurstück 
187 liegt zudem in einem Landschaftsschutzgebiet Typ C (hartes 
Tabukriterium). 
 

Der Antrag sollte insofern zur Kenntnis genommen und zurückgewiesen 
werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe P 1 eines 
Almer Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen zurückzuweisen. 
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Private Eingabe P 10 eines Scharfenberger Bürgers vom 19.09.2015  
zum Verfahrensstand zwischen frühzeitigen Öffentlichkeits-
beteiligung und 1. öA 
 
Der Eingeber wendet sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 2 „Horst“ (Suchraum 2). In dem Schreiben werden 
zahlreiche Argumente aufgeführt, die gegen eine Ausweisung als 
Windkonzentrationszone sprechen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Da diese Fläche aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist dem Wunsch des Bürgers 
entsprochen worden. 
 

Die Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und als ausgeräumt 
betrachtet werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe P 10 eines 
Scharfenberger Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend 
den vorstehenden Ausführungen als ausgeräumt zu betrachten. 
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Private Eingaben P 11 von Rixener Bürgern vom 07.09. und 
03.10.2015 zum Verfahrensstand zwischen frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung und 1. öA 
 
 
Die Bürger wenden sich in ihren o. g. Schreiben gegen die Ausweisung 
von Windkonzentrationszonen im Umfeld von Rixen. Da sich die zwei 
Schreiben inhaltlich teilweise überschneiden, werden die Argumente 
gegen die Ausweisung durchnummeriert und beide Schreiben 
gemeinsam abgewogen. 
 
1.) 
 

Die Bürger befürworten eine Konzentration von Windkraftanlagen 
zwischen Radlinghausen und Madfeld. 
 
2.) 
 

Der Abstand der Konzentrationszonen zur Ortslage soll 900 m (950 m 
A.d.V.) betragen. Die Bürger fragen, ob dieser Abstand zwischen dem 
Bereich Soestweg und der Ortslage von Rixen eingehalten wird. 
 
3.) 
 

Es wird auf die Beeinträchtigung durch Geräusche von vorhandenen 
Windrädern hingewiesen. 
 
4.) 
 

Es wird auf das Vorkommen vieler, teilweise auch geschützter und 
planungsrelevanter Vogelarten im Bereich des „Hühnerfeldes“ 
(Konzentrationszone 1 / A.d.V.) hingewiesen. 
 
5.) 
 

Es wird auf eine Beeinträchtigung der Umwelt und der touristischen 
Attraktivität hingewiesen. 
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6.)  
 

Bei der Errichtung von Windkraftanlagen im Bereich des Waldes auf 
dem Windsberg wird auf auftretende Sekundärschäden durch die 
notwendige Erschließung hingewiesen. 
 
7.)  
 

Es wird auf das Brandrisiko bei Windkraftanalgen hingewiesen. 
 
8.)  
 

Es wir auf den früheren Bergbau im Bereich des Windsberges 
hingewiesen. 
 
9.)  
 

Es wird ein Wertverlust für die Häuser befürchtet. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

In dem genannten Bereich werden die Konzentrationszonen 5 und 6 
ausgewiesen. Eine darüber hinausgehende Ausweisung weiterer Zonen 
ist notwendig, da der Windkraft im Stadtgebiet substantiell Raum 
gegeben werden muss. Dieser Anregung wurde bereits gefolgt bzw. 
kann nicht in Gänze entsprochen werden. 
 

Die Anregung sollte insofern zur Kenntnis genommen und teilweise als 
berücksichtigt angesehen und zum Teil als unbegründet zurück-
gewiesen werden. 
 
zu 2.) 
 

In den Planzeichnungen wurde der Abstand von 950 m graphisch von 
der im Flächennutzungsplan dargestellten Grenze der Ortslagen bis zu 
den Konzentrationszonen ermittelt.  
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Der Flächennutzungsplan ist von seiner Natur her jedoch nicht 
parzellenscharf. In der Begründung ist ausgeführt, dass der Abstand 
zwischen dem Immissionspunkt (Wohnhaus) bis zur Flügelspitze der 
Windkraftanlage mindestens 950 m betragen muss. Im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens nach BImSchG wird die Einhaltung dieses 
Abstandes sichergestellt.  
 

Die Anregung sollte insofern zur Kenntnis genommen werden und als 
beachtet gelten 
 
zu 3.) 
 

In Anlehnung an Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt. Zur Ermittlung des angemessenen 
Vorsorgeabstandes wird angesichts der vorhandenen Anlagen und der 
Größe der in Betracht kommenden Konzentrationszonen von 3 WEA bei 
nicht schallreduziertem Anlagenbetrieb ausgegangen. In Anlehnung an 
die o. g. Ausarbeitung Piorrs ist bei der dem heutigen Stand der Technik 
entsprechenden durchschnittlichen 'Muster-WEA' von einem Lärmpegel 
von 106,5 dB(A) auszugehen. Für ein allgemeines Wohngebiet (WA) mit 
einem zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 40 dB(A) folgt hieraus 
ein Abstand von ca. 800 m zwischen Wohnnutzung und Lärmquelle. 
Dieser Abstand wird generell für das Innenbereichswohnen und nicht 
differenziert nach Gebietsqualitäten angesetzt. Zur Verbesserung des 
vorbeugenden Immissionsschutzes für die Wohnnutzung wird unter 
Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher Abstand von 150 m 
vorgesehen. Die Einhaltung der zulässigen Schallimmissionen wird im 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG geprüft. Eine Beeinträchtigung 
unterhalb der Richtwerte ist hinzunehmen.  
 

Die Befürchtung sollte insofern zur Kenntnis genommen und als 
unbegründet zurückgewiesen werden. 
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zu 4.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teilweise im Jahr 2013 und zum Teil in 
2015 flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. 
Das Vorkommen von bedrohten Tierarten im „Hühnerfeld“ und weiteren 
Teilen der Konzentrationszone 1 ist bekannt. Die bislang getätigten 
Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  vollständige 
Datengrundlagen zur Beurteilung der Tierwelt. Die bisherigen 
Erkenntnisse rechtfertigen keine Herausnahme von (Teil-) Flächen aus 
der Konzentrationszone 1. Der Artenschutz wird von der 
Genehmigungsbörde im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG 
geprüft und gewährleistet.  
 

Der Belang sollte insofern zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
zu 5.) 
 

Die Windkraft ist gemäß § 35 (3) BauGB im Außenbereich privilegiert, 
d. h. grundsätzlich zulässig, sofern nicht andere Belange 
entgegenstehen. Belange, die entgegenstehen können, sind z. B. die 
Umwelt oder der Tourismus.  
Durch die Ausweisung von Konzentrationszonen wird die Windkraft an 
wenigen Stellen gebündelt. Die weitaus größeren verbleibenden 
Flächen werden somit von der Beeinträchtigung durch Windkraftanlagen 
freigehalten.  
Die Ausweisung der Konzentrationszonen erfolgt nach einem 
mehrstufigen Auswahlverfahren, in dem möglichst alle Belange 
berücksichtigt werden. Die Aspekte Umwelt und Tourismus sind hierbei 
zwei Belange von vielen. Im Rahmen der Abwägung aller eingebrachten 
Aspekte haben sich die verbleibenden Flächen als die am besten 
geeigneten erwiesen. Dass es hierbei auch zu einer Beeinträchtigung 
der Umwelt und des Tourismus kommen kann, ist leider unvermeidbar.  
 

Die Belange Erholung und Tourismus sollten insofern zur Kenntnis 
genommen und als beachtet angesehen werden. 
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zu 6.)  
 

Die Befürchtungen werden seitens der Stadt Brilon grundsätzlich geteilt. 
Die Stadt ist daher der Auffassung, dass die Deklaration der 
zusammenhängenden Waldflächen als weiche Tabuzonen gerechtfertigt 
ist. Der Bereich Windsberg wird als kleinteilig und die Waldbestände 
werden nicht als schützenswert eingestuft. Eine Beeinträchtigung wird 
daher hingenommen. 
 

Der Belang sollte insofern zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
zu 7.)  
 

Der Brandschutz für die Windkraftanlagen ist Gegenstand des 
Genehmigungsverfahrens nach BImSchG. Er ist kein Aspekt der 
kommunalen Bauleitplanung.  
 

Der Belang sollte insofern zur Kenntnis genommen und in das 
nachgelagerte Genehmigungsverfahren verwiesen werden. 
 
zu 8.)  
 

Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit bergbaulichen 
Beeinträchtigungen des Baugrunds und die konkreten Standorte der 
WKA. Die genauen Anlagenstandorte sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
bekannt. In die Begründung zur 97. FNPÄ wird in die Erläuterungen 
folgender Hinweis eingefügt: 
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Ziffer 11, Punkt -Sonstige Hinweise- 
 

In den Änderungsbereichen ist mit Hinterlassenschaften von 
bergbaulichen Tätigkeiten zu rechnen, die Auswirkungen auf die 
Planung von Bauvorhaben bedingen können. Eine abschließende 
Beurteilung ist nur standort- und vorhabenbezogen möglich und hat 
daher einzelfallabhängig im Rahmen von konkreten 
Zulassungsverfahren auf der nachgeordneten Genehmigungsebene zu 
erfolgen.  
 

Daher ergeht im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung hierzu der 
folgende auf der nachgelagerten Ebene beachtliche Hinweis:  
 

Sollten bei Bauvorhaben im Planbereich Hohlräume oder 
Verbruchzonen infolge bekannten oder auch infolge widerrechtlichen 
Bergbaus/Abbaus oder aber ‚Uraltbergbau‘ vorhanden sein, so kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Tagebauoberfläche sich absenkt 
oder einstürzt. Insofern ist im Bereich oder der Umgebung von 
bergbaubedingten Tagesöffnungen davon auszugehen, dass die 
Standsicherheit nicht gegeben ist und mit einem Einbrechen und/oder 
Absenken der Tagesoberfläche bzw. einstürzen von Tagesöffnungen 
gerechnet werden muss. Bei der Planung von Baumaßnahmen mit 
Auswirkungen auf oder in den Untergrund ist daher ein 
Sachverständiger einzuschalten, der zunächst durch Einsichtnahme in 
die markscheiderischen und geotechnischen Unterlagen die 
bergbaulichen Verhältnisse beurteilt und ergänzend zur Auswertung 
vorhandener Unterlagen entsprechende Baugrund- / 
Untergrunduntersuchungen durchführt und ggfs. notwendig werdende 
Anpassungs- oder Sicherungsmaßnahmen begleitet. Dabei ist die Bez.-
Reg. Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW zu beteiligen. 
 
Damit wird klargestellt, dass die Antragsteller für Windkraftanlagen 
gehalten sind, ihre konkreten Anlagenstandorte auf bergbauliche 
Aktivitäten zu überprüfen.  
 

Der Belang sollte insofern zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
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zu 9.)  
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber allerdings als im Außenbereich 
privilegierte Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im 
Außenbereich generell zulässig, sofern keine anderen Belange 
entgegenstehen.  
 

Durch die 97. FNPÄ wird die Zulässigkeit von Windkraftanlagen im 
Außenbereich eingeschränkt.  
 

Die Befürchtung sollte insofern zur Kenntnis genommen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben P 11 von 
Rixener Bürgern zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen teilweise als berücksichtigt bzw. beachtet 
anzusehen, teilweise als unbegründet zurückzuweisen und teilweise in 
das nachgelagerte Genehmigungsverfahren zu verweisen. 
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Private Eingabe Nr. 1 eines Briloner Bürgers (Mitglied 
Modellflugclub) vom 20.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Der Bürger aus Brilon wendet sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 3 auf der Briloner Hochfläche zwischen Wülfte, 
Oberalme und Nehden. 
 
Die fehlende Berücksichtigung des Modellflugplatzes im 
Flächennutzungsplan wird beanstandet. Aus flugtechnischen Gründen 
wird ein Abstand von 500 Meter gefordert, da dies für den Flugbetrieb 
wichtig ist. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Bei der Windkraft handelt es sich um eine nach § 35 BauGB privilegierte 
Nutzung im Außenbereich. Das Vorhandensein des Modellflugplatzes ist 
bekannt; für diesen existieren jedoch keine baurechtlichen 
Genehmigungen. Er genießt somit keinen baurechtlichen 
Bestandsschutz.  
 

Die Bezirksregierung Münster hat für den Modellflugplatz eine 
Aufstiegserlaubnis nach Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) erteilt. Eine 
Erlaubnis auf Basis einer Verordnung ist im Vergleich zu einem 
Baurecht, welches sich aus einem Gesetz ergibt (hier das BauGB), das 
niederrangige Recht.  
 

Bei der Windkraft und der Modellfliegerei handelt sich um zwei 
konkurrierende Nutzungen im Außenbereich. Die Kommunen sind 
gehalten, der Windkraft substantiell Raum zu geben. Durch die 
Herausnahme des Modellfluggeländes aus der Konzentrationszone 3 
(bzw. bei Einräumung eines 500 Metern-Schutzabstandes eines noch 
größerer Teiles) würde ein zentraler Bereich dieser als geeignet 
eingestuften Konzentrationszone wegfallen.  
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Der Belang, der Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird 
als vorrangig angesehen. Die Ausweisung einer Windkonzentrations-
zone wird daher höher gewichtet als die Interessen des Modellflugclubs.  
 

Die Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 1 eines 
Briloner Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen zurückzuweisen. 
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Private Eingabe Nr. 32 eines Bad Wünnenberger Bürgers (Mitglied 
Modellflugclub) vom 17.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Der Bürger aus Bad Wünnenberg wendet sich gegen die Ausweisung 
der Konzentrationszone 3 auf der Briloner Hochfläche zwischen Wülfte, 
Oberalme und Nehden. 
 
Die fehlende Berücksichtigung des Modellflugplatzes im 
Flächennutzungsplan wird beanstandet. Die Flugaktivitäten, die 
Vereinsarbeit und die sportlichen Erfolge werden ausführlich geschildert. 
Aus flugtechnischen Gründen wird ein Abstand von 500 Meter gefordert, 
da dies für den Flugbetrieb wichtig ist. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Bei der Windkraft handelt es sich um eine nach § 35 BauGB privilegierte 
Nutzung im Außenbereich. Das Vorhandensein des Modellflugplatzes ist 
bekannt; für diesen existieren jedoch keine baurechtlichen 
Genehmigungen. Er genießt somit keinen baurechtlichen 
Bestandsschutz.  
 

Die Bezirksregierung Münster hat für den Modellflugplatz eine 
Aufstiegserlaubnis nach Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) erteilt. Eine 
Erlaubnis auf Basis einer Verordnung ist im Vergleich zu einem 
Baurecht, welches sich aus einem Gesetz ergibt (hier das BauGB), das 
niederrangige Recht.  
 

Bei der Windkraft und der Modellfliegerei handelt sich um zwei 
konkurrierende Nutzungen im Außenbereich. Die Kommunen sind 
gehalten, der Windkraft substantiell Raum zu geben. Durch die 
Herausnahme des Modellfluggeländes aus der Konzentrationszone 3 
(bzw. bei Einräumung eines 500 Metern-Schutzabstandes eines noch 
größerer Teiles) würde ein zentraler Bereich dieser als geeignet 
eingestuften Konzentrationszone wegfallen.  



 

- 56 – 

 

 
 
 
Der Belang, der Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird 
als vorrangig angesehen. Die Ausweisung einer Windkonzentrations-
zone wird daher höher gewichtet als die Interessen des Modellflugclubs.  
 

Die Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 32 eines 
Bad Wünnenberger Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den vorstehenden Ausführungen zurückzuweisen. 
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Private Eingabe Nr. 55 eines Almer Bürgers (Modellflugclub) vom 
09.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Der Bürger aus Alme wendet sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 3 auf der Briloner Hochfläche zwischen Wülfte, 
Oberalme und Nehden. 
 

Die fehlende Berücksichtigung des Modellflugplatzes im 
Flächennutzungsplan wird beanstandet. Die Flugaktivitäten und die 
sportlichen Erfolge werden ausführlich geschildert.  
 

Der Einwender weist auf eine unbefristete Genehmigung der 
Bezirksregierung Münster für den Modellflugclub hin. Der Verein hat 
eine Zulassung für einen Flugbetrieb in einem Radius von 400 Meter um 
die Platzmitte.  
 

Aus flugtechnischen Gründen wird ein Abstand von 500 Meter gefordert. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Bei der Windkraft handelt es sich um eine nach § 35 BauGB privilegierte 
Nutzung im Außenbereich. Das Vorhandensein des Modellflugplatzes ist 
bekannt; für diesen existieren jedoch keine baurechtlichen 
Genehmigungen. Er genießt somit keinen baurechtlichen 
Bestandsschutz.  
 

Die Bezirksregierung Münster hat für den Modellflugplatz eine 
Aufstiegserlaubnis nach Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) erteilt. Eine 
Erlaubnis auf Basis einer Verordnung ist im Vergleich zu einem 
Baurecht, welches sich aus einem Gesetz ergibt (hier das BauGB), das 
niederrangige Recht.  
 

Bei der Windkraft und der Modellfliegerei handelt sich um zwei 
konkurrierende Nutzungen im Außenbereich. Die Kommunen sind 
gehalten, der Windkraft substantiell Raum zu geben.  
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Eine Herausnahme des geforderten 400 Meter-Radius würde eine 
Reduktion der Konzentrationszone um ca. 50 ha. (ca. 19% der Fläche 
der Konzentrationszone) bedeuten. Würde die Ausgrenzungsfläche auf 
einen Halbkreis reduziert, halbiert sich diese Reduktionsflläche 
entsprechend.  
Durch die Herausnahme dieses Teiles aus der Konzentrationszone 3 
(bzw. bei Einräumung eines 500 Metern-Schutzabstandes eines noch 
größerer Teiles) würde ein zentraler Bereich dieser als geeignet 
eingestuften Konzentrationszone wegfallen.  
 

Der Belang, der Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird 
als vorrangig angesehen. Die Ausweisung einer Windkonzentrations-
zone wird daher höher gewichtet als die Interessen des Modellflugclubs.  
 

Die Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 55 eines 
Almer Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen zurückzuweisen. 
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Private Eingabe Nr. 57 eines Briloner Bürgers (Modellflugclub) vom 
02.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Der Bürger aus Brilon wendet sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 3 auf der Briloner Hochfläche zwischen Wülfte, 
Oberalme und Nehden. 
 
Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird folgendes 
beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Die fehlende Berücksichtigung des Modellflugplatzes im 
Flächennutzungsplan wird beanstandet. Die Flugaktivitäten und die 
sportlichen Erfolge werden ausführlich geschildert.  
 

Der Einwender weist auf eine unbefristete Genehmigung der 
Bezirksregierung Münster für den Modellflugclub hin. Der Verein hat für 
den Flugbetrieb eine Zulassung von der Bezirksregierung in Münster. 
Diese hätte von der Stadt Brilon befragt werden müssen. 
 
2.) 
 

Vergleichbare Sportstätten (z. B. der Golfclub) sind als harte 
Tabukriterien bewertet worden. Dies sollte auch für den Modellflugplatz 
gelten. 
 
3.) 
 

Durch die Wirbelschleppen der Windkraftanlagen wird der Flugbetrieb 
erschwert bzw. sogar unmöglich gemacht. Hierzu wurde von der Stadt 
kein Gutachten eingeholt. 
 
4.)  
 

Es wird auf die Gefahren durch Eisschlag hingewiesen. Ebenso sind 
Geräusche und Schattenschlag zu berücksichtigen.  
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5.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszone kann das „Aus“ für die 
Aufstiegsgenehmigung bedeuten. 
 
6.)  
 

Der Eingeber führt an, dass in dem Bereich geschützte Tierarten wie 
z. B. der Rotmilan sowie diverse Fledermausarten vorkommen. Eine 
Ausweisung als Konzentrationszone für die Windenergie wird mit dem 
bisher betriebenen Naturschutz als nicht vereinbar angesehen. 
 
7.)  
 

Die Nummerierung der Zonen ist fehlerhaft. Im Umweltbericht hat die 
Zone Wülfte die Nummer 3, in der Begründung die Nummer 4. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.), 3.) und 5. ) 
 

Bei der Windkraft handelt es sich um eine nach § 35 BauGB privilegierte 
Nutzung im Außenbereich. Das Vorhandensein des Modellflugplatzes ist 
bekannt; für diesen existieren jedoch keine baurechtlichen 
Genehmigungen. Er genießt somit keinen baurechtlichen 
Bestandsschutz.  
 

Die Bezirksregierung Münster hat für den Modellflugplatz eine 
Aufstiegserlaubnis nach Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) erteilt. Eine 
Erlaubnis auf Basis einer Verordnung ist im Vergleich zu einem 
Baurecht, welches sich aus einem Gesetz ergibt (hier das BauGB), das 
niederrangige Recht.  
 

Bei der Windkraft und der Modellfliegerei handelt sich um zwei 
konkurrierende Nutzungen im Außenbereich. Die Kommunen sind 
gehalten, der Windkraft substantiell Raum zu geben.  
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Eine Herausnahme des Modellflugplatzes mit Schutzabstand zu den 
Wirbelschleppen der Rotoren würde eine erhebliche Reduktion der 
Fläche bedeuten. Durch die Herausnahme dieses Teiles aus der 
Konzentrationszone 3 würde ein zentraler Bereich dieser als geeignet 
eingestuften Konzentrationszone wegfallen.  
 

Die Bezirksregierung Münster als zuständige Luftfahrtbehörde ist von 
der Stadt in dem Verfahren zur 97. FNPÄ beteiligt worden. Sie hat in 
Ihrer Stellungnahme Aussagen zum Flugplatz, nicht jedoch zum 
Modellflugplatz getätigt.  
 

Die Einholung eines Gutachtens zu der Beeinträchtigung des 
Flugbetriebs durch Wirbelschleppen ist in diesem Verfahren nicht 
notwendig. Wenn überhaupt ist es erst im Genehmigungsverfahren nach 
BImSchG erforderlich, wenn die genauen Standorte, Höhen und 
Rotordurchmesser bekannt sind. 
 

Der Belang, der Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird 
als vorrangig angesehen, selbst wenn dies zu einer Verdrängung bzw. 
Auflösung des Modellflugclubs führen würde. Die Ausweisung einer 
Windkonzentrationszone wird insofern höher gewichtet als die 
Interessen des Modellflugclubs.  
 

Diese Teile der Eingabe sollten insofern zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 2.) 
 

Das Gelände für den Golfclub ist -im Gegensatz zum Modellflugplatz- im 
Flächennutzungsplan dargestellt. Zudem befinden sich auf dem 
Gelände des Golfclubs zahlreiche bauliche Anlagen, die 
bauordnungsrechtlich genehmigt sind. Dies trifft auf den Modellflugplatz 
ebenfalls nicht zu. Daher hat der Golfplatz einen wesentlich 
gefestigteren Rechtsstatus.  
 

Dieser Teil der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
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zu 4.) 
 

Die Gefährdung durch Eiswurf ist nicht Gegenstand der kommunalen 
Flächennutzungsplanung. Diese ist von der Genehmigungsbörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG zu prüfen. Ebenso wird in 
diesem nachgeordneten Verfahren die Beeinträchtigung durch 
Geräusche und Schattenschlag -entsprechend der jeweiligen 
Schutzbedürftigkeit- geprüft.  
 

Dieser Belang sollte daher zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
zu 6.)  
 

Die Konzentrationszonen wurden teilweise im Jahr 2013 und zum Teil in 
2015 flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. 
Die bislang getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Fledermäuse. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus den Konzentrationszonen. Der 
Artenschutz für die Vögel und Fledermäuse wird von der 
Genehmigungsbörde im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG 
geprüft und gewährleistet. 
 

Der Belang sollte insofern zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
zu 7. ) 
 

In der Begründung erfolgt die Nummerierung sowohl anhand der 
Suchbereiche (hier Nr. 4) als auch anhand der geplanten 
Konzentrationszonen (hier Nr. 3). Im Umweltbericht erfolgt die 
Bewertung ausschließlich anhand der Konzentrationszonen (Nr. 3). 
 

Die unterschiedliche Nummerierung ergibt sich aus dem mehrstufigen 
Verfahrensablauf der Flächenermittlung.  
 

Dieser Punkt der Eingabe sollte insofern nur zur Kenntnis genommen 
werden. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 57 eines 
Briloner Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen teilweise zurückzuweisen und teilweise als 
beachtet anzusehen. 
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Private Eingabe Nr. 80 eines Briloner Bürgers (Mitglied 
Modellflugclub) vom 22.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Der Bürger aus Brilon wendet sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 3 auf der Briloner Hochfläche zwischen Wülfte, 
Oberalme und Nehden. 
 
Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird folgendes 
beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Die fehlende Berücksichtigung des Modellflugplatzes im 
Flächennutzungsplan wird beanstandet. Die Flugaktivitäten und die 
sportlichen Erfolge werden ausführlich geschildert.  
 

Der Einwender weist auf eine unbefristete Genehmigung der 
Bezirksregierung Münster für den Modellflugclub hin. Der Verein hat 
eine Zulassung für einen Flugbetrieb in einem Radius von 300 Meter um 
die Platzmitte. Bei Turbinen getriebenen Flugzeugen beträgt der Radius 
400 Meter. 
 
2.) 
 

Der Eingeber führt an, dass in dem Bereich geschützte Tierarten wie 
z. B. der Rotmilan sowie diverse Fledermausarten vorkommen. Eine 
Ausweisung als Konzentrationszone für die Windenergie wird mit dem 
bisher betriebenen Naturschutz als nicht vereinbar angesehen. 
 
3.) 
 

Es wird auf die Gefahren durch Eisschlag, Brände, umstürzende 
Anlagen sowie herabstürzende Anlagenteile hingewiesen, die von 
Windkraftanalgen ausgehen. 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Bei der Windkraft handelt es sich um eine nach § 35 BauGB privilegierte 
Nutzung im Außenbereich. Das Vorhandensein des Modellflugplatzes ist 
bekannt; für diesen existieren jedoch keine baurechtlichen 
Genehmigungen. Er genießt somit keinen baurechtlichen 
Bestandsschutz.  
 

Die Bezirksregierung Münster hat für den Modellflugplatz eine 
Aufstiegserlaubnis nach Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) erteilt. Eine 
Erlaubnis auf Basis einer Verordnung ist im Vergleich zu einem 
Baurecht, welches sich aus einem Gesetz ergibt (hier das BauGB), das 
niederrangige Recht.  
 

Bei der Windkraft und der Modellfliegerei handelt sich um zwei 
konkurrierende Nutzungen im Außenbereich. Die Kommunen sind 
gehalten, der Windkraft substantiell Raum zu geben.  
 

Eine Herausnahme des 300 Meter-Radius würde eine Reduktion der 
Konzentrationszone um ca. 28 ha. (ca. 11% der Fläche der 
Konzentrationszone), die des 400 Meter-Radius um ca. 50 ha (ca. 19% 
der der Fläche der Konzentrationszone) bedeuten. Würde die 
Ausgrenzungsfläche auf einen Halbkreis reduziert, halbieren sich diese 
Reduktionsfllächen entsprechend. 
Durch die Herausnahme dieses Teiles aus der Konzentrationszone 3 
würde ein zentraler Bereich dieser als geeignet eingestuften 
Konzentrationszone wegfallen.  
 

Der Belang, der Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird 
als vorrangig angesehen. Die Ausweisung einer 
Windkonzentrationszone wird insofern höher gewichtet als die 
Interessen des Modellflugclubs.  
 

Dieser Teil der Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
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zu 2.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teilweise im Jahr 2013 und zum Teil in 
2015 flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. 
Die bislang getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Fledermäuse. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus den Konzentrationszonen. Der 
Artenschutz für die Vögel und Fledermäuse wird von der 
Genehmigungsbörde im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG 
geprüft und gewährleistet. 
 

Der Belang sollte insofern zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
 
zu 3.) 
 

Die Gefährdung, die durch Eisschlag, Brände, umstürzende Anlagen 
sowie herabstürzende Anlagenteile hervorgerufen wird, ist nicht 
Gegenstand der kommunalen Flächennutzungsplanung. Diese ist von 
der Genehmigungsbörde im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG 
zu prüfen.  
 

Dieser Belang sollte daher zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 80 eines 
Briloner Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen teilweise zurückzuweisen und teilweise als 
beachtet anzusehen. 
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Private Eingabe Nr. 83 eines Briloner Bürgers (Mitglied 
Modellflugclub) vom 16.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Der Bürger aus Brilon wendet sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 3 auf der Briloner Hochfläche zwischen Wülfte, 
Oberalme und Nehden. 
 
Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird folgendes 
beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) und 2.) 
 

Die fehlende Berücksichtigung des Modellflugplatzes im 
Flächennutzungsplan wird beanstandet. Die Flugaktivitäten und die 
sportlichen Erfolge werden ausführlich geschildert.  
 

Der Einwender weist auf eine unbefristete Genehmigung der 
Bezirksregierung Münster für den Modellflugclub hin.  
 
3.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen hat erheblichen negativen 
Einfluss auf den Tourismus und die Erholungsuchenden.  
 
4.) 
 

Es wird auf das Vorkommen diverser bedrohter, windkraftsensibler 
Vogelarten hingewiesen. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) und 2.) 
 

Bei der Windkraft handelt es sich um eine nach § 35 BauGB privilegierte 
Nutzung im Außenbereich. Das Vorhandensein des Modellflugplatzes ist 
bekannt; für diesen existieren jedoch keine baurechtlichen 
Genehmigungen.  
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Er genießt somit keinen baurechtlichen Bestandsschutz.  
 

Die Bezirksregierung Münster hat für den Modellflugplatz eine 
Aufstiegserlaubnis nach Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) erteilt. Eine 
Erlaubnis auf Basis einer Verordnung ist im Vergleich zu einem 
Baurecht, welches sich aus einem Gesetz ergibt (hier das BauGB), das 
niederrangige Recht.  
 

Bei der Windkraft und der Modellfliegerei handelt sich um zwei 
konkurrierende Nutzungen im Außenbereich. Die Kommunen sind 
gehalten, der Windkraft substantiell Raum zu geben.  
 

Durch die Herausnahme des Modellflugplatzes mit Flugzone aus der 
Konzentrationszone würde ein zentraler Bereich dieser als geeignet 
eingestuften Konzentrationszone wegfallen.  
 

Der Belang, der Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird 
als vorrangig angesehen. Die Ausweisung einer 
Windkonzentrationszone wird insofern höher gewichtet als die 
Interessen des Modellflugclubs.  
 

Dieser Teil der Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 3.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien unvermeidbar. Die 
damit einhergehende Beeinträchtigung des Erholungswertes und damit 
auch des Tourismus ebenso. Jedoch sollen gerade durch die Bündelung 
der Windkraft an einigen wenigen Standorten die anderen Bereiche des 
Stadtgebietes frei von Windkraftanlagen gehalten werden. Die 
Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen Kompromiss 
zwischen den verschiedensten Belangen wie z. B. der Nutzung der 
Windenergie und dem Tourismus dar. 
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Der Belang sollte insofern zur Kenntnis genommen werden. Änderungen 
ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
 
zu 4.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teilweise im Jahr 2013 und zum Teil in 
2015 flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. 
Das Vorkommen von bedrohten Tierarten in allen Konzentrationszonen 
ist bekannt. Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn 
auch nicht  vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Tierwelt.  
 

Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen keine teilweise oder komplette 
Streichung weiterer Konzentrationszonen, die über die Herausnahme 
der Konzentrationszonen 2 „Horst“, 4 „Lühlingsbachtal“ und 7 
„Messinghausen“ hinausgeht. Der Artenschutz wird von der 
Genehmigungsbörde im Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG 
geprüft und gewährleistet.  
 

Der Belang sollte insofern zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 83 eines 
Briloner Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen teilweise zurückzuweisen und teilweise als 
beachtet anzusehen. 
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Private Eingaben des 1. Vorsitzenden des Modellflug-Club Brilon 
e. V., Jürgen Rochna, Scharfenberg, P 12 vom 02.09.2015 zum 
Verfahrensstand zwischen frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
und 1. öffentlicher Auslegung und Nr. 2 vom 20.12.2015 zur 1. öA 
 
Der Modellflug-Club Brilon wendet sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 3 auf der Briloner Hochfläche zwischen Wülfte, 
Oberalme und Nehden.  
 

Da sich die beiden Schreiben inhaltlich teilweise überschneiden, werden 
die Argumente gegen die Ausweisung durchnummeriert und beide 
Schreiben gemeinsam abgewogen. 
 
1.) 
 

Es wird auf das Vorhandensein des Modellflugplatzes hingewiesen. Der 
Modellflug-Club erklärt, dass der Bau von Windkraftanlagen in diesem 
Bereich einen weiteren Betrieb des Modelflugplatzes nicht mehr 
zulassen würde. 
 
2.) 
 

Die Flugaktivitäten und die sportlichen Erfolge werden ausführlich 
geschildert. 
 
3.) 
 

Der Club weist auf eine unbefristete Genehmigung der Bezirksregierung 
Münster für den Modelflugclub hin. Der Verein hat eine Zulassung für 
einen Flugbetrieb in einem Radius von 300 Meter um die Platzmitte. Bei 
Turbinen getriebenen Flugzeugen beträgt der Radius 400 Meter. Der 
Konflikt mit einem möglichen Windpark kann nicht gelöst werden. Der 
Modellflugplatz stelle ein Ausschlusskriterium für die Windenergie dar. 
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4.)  
 

Der Club ist der Auffassung, dass ohne eine Vereinbarung mit ihm die 
Planung für eine Windvorrangzone nicht weiter vorangetrieben werden 
kann. Die Stadt soll mit dem Verein über eine Verlagerung verhandeln. 
Der Club erwartet, dass eine Verlagerung für ihn kostenneutral erfolgen 
muss. 
 
5.) 
 

Der Club erwartet, dass die Stadt den bestehenden Modellflugplatz im 
Flächennutzungsplan darstellt. 
 
6.)  
 

Der Club bittet die Stadt mit ihm zusammen einen Ersatzstandort zu 
finden. 
 
7.)  
 

Durch Windkraftanlagen kann es zu Irritationen der Modellflieger 
kommen. 
 
8.) 
 

Durch Wirbelschleppen und Luftwirbel kommt es zu einer Beeinflussung 
bzw. Störung. 
 
9.)  
 

Störender Schlagschatten. 
 
10.) 
 

Beschädigung der Windräder durch Modellflugzeuge 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Diese Aussage wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 2.) 
 

Diese Aussage wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 3.) 
 

Bei der Windkraft handelt es sich um eine nach § 35 BauGB privilegierte 
Nutzung im Außenbereich. Das Vorhandensein des Modellflugplatzes ist 
bekannt; für diesen existieren jedoch keine baurechtlichen 
Genehmigungen. Er genießt somit keinen baurechtlichen 
Bestandsschutz.  
 

Die Bezirksregierung Münster hat für den Modellflugplatz eine 
Aufstiegserlaubnis nach Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) erteilt. Eine 
Erlaubnis auf Basis einer Verordnung ist im Vergleich zu einem 
Baurecht, welches sich aus einem Gesetz ergibt (hier das BauGB), das 
niederrangige Recht.  
 

Bei der Windkraft und der Modellfliegerei handelt sich um zwei 
konkurrierende Nutzungen im Außenbereich. Die Kommunen sind 
gehalten, der Windkraft substantiell Raum zu geben.  
 
Eine Herausnahme des 300 Meter-Radius würde eine Reduktion der 
Konzentrationszone um ca. 28 ha. (ca. 11% der Fläche der 
Konzentrationszone), die des 400 Meter-Radius um ca. 50 ha (ca. 19% 
der der Fläche der Konzentrationszone) bedeuten. Würde die 
Ausgrenzungsfläche auf einen Halbkreis reduziert, halbieren sich diese 
Reduktionsfllächen entsprechend.   
Durch die Herausnahme dieses Teiles aus der Konzentrationszone 3 
würde ein zentraler Bereich dieser als geeignet eingestuften 
Konzentrationszone wegfallen.  
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Der Belang, der Windenergienutzung substantiell Raum zu geben, wird 
als vorrangig angesehen. Die Ausweisung einer 
Windkonzentrationszone wird insofern höher gewichtet als die 
Interessen des Modellflugclubs.  
 

Dieser Teil der Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 4.) und 6.) 
 

Da der Modellflug-Club aus Sicht der Stadt Brilon keine baurechtlich 
gesicherte Rechtsposition hat, ist eine Weiterplanung der 
Konzentrationszone möglich. Die Stadt ist bereit, mit dem Verein über 
eine Verlagerung zu sprechen. Eine Kostenzusage kann an dieser Stelle 
nicht erfolgen.  
 

Dieser Teil der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und 
teilweise zurückgewiesen, teilweise sollte ihr entsprochen werden. 
 
zu 5.)  
 

Eine Ausweisung des Modellflugplatzes im Flächennutzungsplan kann 
aufgrund der geplanten Darstellung einer Konzentrationszone an 
diesem Standort nicht mehr erfolgen.  
 

Dieser Teil der Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 7.), 8.), 9.) und 10.) 
 

Die hier angesprochenen Windräder und die damit einhergehenden 
Irritationen, Störungen durch Wirbelschleppen, störender 
Schlagschatten sowie eine mögliche Beschädigung der 
Windkraftanalgen betreffen die Flächennutzungsplanung nur mittelbar. 
Diese Aspekte sind im Genehmigungsverfahren nach BImSchG zu 
behandeln und hier in Abhängigkeit von der Schutzwürdigkeit zu 
beurteilen. Im Übrigen wird auf die Ausführungen zu den Punkten 3.) 
und 4.) verwiesen. 
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Diese Punkte der Eingabe sollten insofern nur zur Kenntnis genommen 
werden und als beachtet gelten. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die privaten Eingaben P 12 und 
Nr. 2 des 1. Vorsitzenden des Modellflug-Club Brilon e. V., Jürgen 
Rochna zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den vorstehenden 
Ausführungen teilweise zurückzuweisen, teilweise als beachtet 
anzusehen und ihnen teilweise zu entsprechen.  
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Private Eingabe Nr. 42 eines Steinbruchunternehmens aus 
Messinghausen vom 23.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Das Unternehmen legt Einspruch gegen die Konzentrationszonen 5 und 
6 ein ohne diesen Einspruch zu begründen.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
Dieses Schreiben kann nicht abgewogen werden, da keine Belange 
vorgetragen werden.  
 

Die Eingabe sollte insofern nur zur Kenntnis genommen werden und als 
unbegründet zurückgewiesen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 42 eines 
Steinbruchunternehmens aus Messinghausen zur Kenntnis zu 
nehmen und entsprechend den vorstehenden Ausführungen als 
unbegründet zurückzuweisen. 
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Private Eingabe Nr. 41 eines Briloner Bürgers vom 15.12.2015 zur 
1. öffentlichen Auslegung 
 
Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird folgendes 
beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Es wird auf die Zerstörung des Sauerlandes als Erholungsraum 
hingewiesen.  
 
2.) 
 

Es wird auf die Vernichtung von bedrohten Tierarten, z. B Rotmilan und 
Schwarzstorch hingewiesen.  
 
3.) 
 

Es wird die Frage gestellt, warum noch weitere Windräder errichtet 
werden, wobei doch bereits viele still stehen, da die überflüssige 
Energie nicht gespeichert werden kann. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien unvermeidbar. Die 
damit einhergehende Beeinträchtigung von Teilen der Erholungsgebiete 
ebenso. Jedoch sollen gerade durch die Bündelung der Windkraft an 
einigen wenigen Standorten die anderen Bereiche des Stadtgebietes frei 
von Windkraftanlagen gehalten werden. Die Ausweisung von 
Konzentrationszonen stellt somit einen Kompromiss zwischen den 
verschiedensten Belangen dar.  



 

- 80 – 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Dieser Punkt sollte daher zur Kenntnis genommen werden; Änderungen 
ergeben sich hierdurch jedoch nicht.  
 
zu 2.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teilweise im Jahr 2013 und zum Teil in 
2015 flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. 
Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
verschiedenen windkraftsensiblen Tierarten. Die bisherigen 
Erkenntnisse rechtfertigen keine Herausnahme von (Teil-) Flächen aus 
den Konzentrationszonen.  
 

Der Artenschutz für Rotmilane, Schwarzstörche sowie die weitere Tier- 
und Pflanzenwelt wird von der Genehmigungsbörde im Zuge der 
Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet.  
 

Dieser Punkt sollte insofern zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
zu 3.) 
 

Dieser Punkt ist allgemeiner Natur und enthält keinen Bezug zum 
Flächennutzungsplanänderungsverfahren. Er bedarf daher keiner 
Abwägung  und sollte lediglich zur Kenntnis genommen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 41 eines 
Briloner Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen teilweise als beachtet anzusehen. 
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Private Eingabe Nr. 40 von zwei Scharfenberger Bürgern vom 
16.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Die Bürger erheben grundsätzlich Bedenken gegen die 
Windenergienutzung. Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / 
wird folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Es wird umfangreich auf Gesundheitsgefahren durch Infraschall 
eingegangen.  
 
2.) 
 

Es wird auf die Überversorgung des ländlichen Raums mit Windenergie 
hingewiesen.  
 
3.) 
 

Es werden die Themenfelder Artenschutz, Vogelarten, Naturschutz und 
Jagd angesprochen. Hier wird auf die Konzentrationszone 2 „Horst“ 
eingegangen. Es wird auf die Beeinträchtigung von Jagdrevieren und 
Erholungsgebieten hingewiesen. 
 
4.) 
 

Es wird die Aneinanderreihung von Windkonzentrationszonen im 
nördlichen Stadtgebiet kritisiert.  
 
5.) 
 

Die negativen Auswirkungen von Windkraftanlagen auf den Wert von 
Immobilien widersprechen dem zugestandenen Recht auf Schutz des 
Eigentums. Dies wird im Verhältnis zum volkswirtschaftlichen Nutzen 
kritisch gesehen. 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Im Nahbereich von Windenergieanlagen können Infraschall-Pegel 
beobachtet werden, die sich vom Hintergrundgeräusch abheben. Ab 
Entfernungen von ca. 300 m beeinflussen Windenergieanlagen den 
Geräuschpegel im Infraschall-Bereich in der Regel nicht mehr. Nach 
dem aktuell gesicherten Stand der Wissenschaft treten gesundheitliche 
Auswirkungen von Infraschall erst auf, wenn Menschen ihn hören oder 
spüren können. In diesen Fällen konnten Ermüdung und eine Abnahme 
der Atemfrequenz wissenschaftlich nachgewiesen werden. Extrem hohe 
Infraschall-Pegel über 140 dB können zu Ohrendruck, Schmerzen beim 
Hören und zu Gehörschäden führen. 
 

Bekannt ist, dass sich die Wahrnehmung von Geräuschen mit sinkender 
Frequenz ändert. Unterhalb von 100 Hz werden bereits kleine 
Änderungen des Schalldruckpegels als deutliche Zunahme der 
Lautstärke wahrgenommen und bereits bei einer geringfügigen 
Überschreitung der Hörschwelle schnell als belästigend empfunden. Die 
Infraschall-Pegel von Windenergieanlagen liegen weit unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle des Menschen. Nach dem derzeitigen 
Kenntnisstand konnte unterhalb dieser Schwelle bisher kein Nachweis 
einer negativen gesundheitlichen Auswirkung von Infraschall erbracht 
werden. Die Frage, ob eine Beeinträchtigung durch Infraschall vorliegt, 
kann wird im konkreten Genehmigungsverfahren nach BImSchG 
beurteilt, da erst hier die genauen Standorte, die Anzahl der Anlagen, 
der Anlagentyp etc. bekannt sind. Der Belang sollte daher als beachtet 
angesehen werden. 
 
Der Belang sollte daher zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
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zu 2.) 
 

Dieser Punkt ist der kommunalen Abwägung nicht zugänglich und sollte 
insofern nur zur Kenntnis genommen werden. 
 
zu 3.) 
 

Die Themenbereiche Artenschutz, Vogelarten und Naturschutz sind in 
den Planungsunterlagen ausgiebig erörtert worden. Auf diese wird 
verwiesen.  
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien unvermeidbar. Die 
damit einhergehende Beeinträchtigung des Jagdwesens ebenso. 
Jedoch sollen gerade durch die Bündelung der Windkraft an einigen 
wenigen Standorten die anderen Bereiche des Stadtgebietes frei von 
Windkraftanlagen gehalten werden. Die Ausweisung von 
Konzentrationszonen stellt somit einen Kompromiss zwischen den 
verschiedensten Belangen wie z. B. zwischen der Nutzung der 
Windenergie und der Jagd dar.  
 
Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
 
zu 4.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien unvermeidbar. Die 
damit einhergehende Beeinträchtigung von Teilen des Stadtgebietes 
ebenso. Jedoch sollen gerade durch die Bündelung der Windkraft an 
einigen wenigen Standorten die anderen Bereiche des Stadtgebietes frei 
von Windkraftanlagen gehalten werden. Die Ausweisung von 
Konzentrationszonen stellt somit einen Kompromiss zwischen den 
verschiedensten Belangen dar.  
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Die abgestufte Ermittlung der Konzentrationszonen kommt zu dem 
Ergebnis, dass die Offenlandflächen im Norden von Brilon als die am 
besten geeigneten angesehen werden.  
 
Dieser Teil der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen werden; 
Änderungen ergeben sich hierdurch jedoch nicht.  
 
zu 5.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber allerdings als im Außenbereich 
privilegierte Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im 
Außenbereich generell zulässig sofern keine anderen Belange 
entgegenstehen. Durch die 97. Änderung wird die Zulässigkeit von 
Windkraftanlagen im Außenbereich eingeschränkt (Ausschlusswirkung 
nach § 35 (3) Satz 3 BauGB). Dies bedeutet, dass die angesprochen 
Abwertung der Immobilien nicht durch die kommunale Planung 
ausgelöst wird.  
 
Die Bedenken sollten insofern zur Kenntnis genommen und als nicht 
zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 40 von 
zwei Scharfenberger Bürgern zur Kenntnis zu nehmen und 
entsprechend den vorstehenden Ausführungen teilweise als beachtet 
anzusehen und teilweise als nicht zutreffend zurückzuweisen. 
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Private Eingabe Nr. 30 des Madfelder Ortsvorstehers vom 
21.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Der Ortsvorsteher von Madfeld wendet sich laut Einleitung gegen die 
Konzentrationszone 7 und mehrere Flurstücke. 
 
Anmerkung der Verwaltung:  
 

Anhand des Wohnortes des Einwenders sowie des weiteren 
Eingabetextes ist erkennbar, dass die Konzentrationszone 6 (Suchraum 
7) gemeint ist. Die einzeln aufgeführten Flurstücke beziehen sich auf die 
Konzentrationszone 5. 
 

Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird folgendes 
beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Durch den Betrieb von Windkraftanlagen werden öffentliche Belange 
verletzt. Genannt werden die natürliche Eigenschaft der Landschaft und 
ihr Erholungswert, die Verunstaltung des Orts- und Landschaftsbildes 
sowie die Zerstörung der Eigenart, der Vielfalt, der Schönheit und des 
Erholungswertes der Landschaft. 
 
2.) 
 

Die negativen Auswirkungen von Windkraftanlagen auf den Wert von 
Immobilien werden dargelegt.  
 
3.) 
 

Durch die negativen Auswirkungen der Windkraft wird die 
Bevölkerungszahl zurückgehen. 
 
4.) 
 

Durch die Windkraftanlagen werden Vogelflugruten beeinträchtigt. Die 
Vögel werden dann insbesondere im Bereich der Hochspannungsleitung 
von den Rotoren erschlagen.  
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5.) 
 

Es wird die Beteiligung der der Archäologen des LWL bei der Errichtung 
von zwei geplanten Windkraftanlagen gefordert. In dem Bereich befindet 
sich eine frühere Siedlung. 
 
6.) 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass durch die Errichtung der 
Windkraftanlagen mit großen Fundamenten die Wasservorkommen (hier 
die Alme Quellen und der Aabach) beeinträchtigt werden können. Dieser 
bisher nicht beachtete Belang soll mit berücksichtigt werden.  
 
7.) 
 

Nach Artikel 24 der allgenmeinen Erklärung der Menschenrechte 
besteht ein Recht auf Freizeit und Erholung. Durch die von 
Windkraftanlagen ausgehenden Emissionen werden das 
Landschaftsbild und die Erholungssuche gestört. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) und 7.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien unvermeidbar. Die 
damit einhergehende Beeinträchtigung der Landschaft und Erholung 
ebenso. Jedoch sollen gerade durch die Bündelung der Windkraft an 
einigen wenigen Standorten die anderen Bereiche des Stadtgebietes frei 
von Windkraftanlagen gehalten werden. Die Ausweisung von 
Konzentrationszonen stellt somit einen Kompromiss zwischen den 
verschiedensten Belangen wie z. B. der Nutzung der Windenergie und 
dem Landschaftsbild sowie der Erholung dar.  
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Diese Aspekte sollten daher zur Kenntnis genommen werden; 
Änderungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
 
zu 2.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber allerdings als im Außenbereich 
privilegierte Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im 
Außenbereich generell zulässig sofern keine anderen Belange 
entgegenstehen. Durch die 97. Änderung wird die Zulässigkeit von 
Windkraftanlagen im Außenbereich eingeschränkt (Ausschlusswirkung 
nach § 35 (3) Satz 3 BauGB). Dies bedeutet, dass die angesprochen 
Abwertung der Immobilien nicht durch die kommunale Planung 
ausgelöst wird.  
 
Dieser Punkt sollte insofern zur Kenntnis genommen und als nicht 
zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
zu 3.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Sofern eine Beeinträchtigung der Bevölkerungszahl tatsächlich gegeben 
ist, ist sie hinzunehmen.  
 
Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
 
zu 4.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teilweise im Jahr 2013 und zum Teil in 
2015 flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. 
Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Zugvögel. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus den Konzentrationszonen.  
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Der Artenschutz für die Zugvögel wird von der Genehmigungsbörde im 
Zuge der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet.  
 

Dieser Punkt sollte insofern zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
zu 5.) 
 

Die Ausweisung der Konzentrationszone erfolgt großflächig. Dem 
gegenüber stehen die eher kleinteiligen Bereiche mit archäologischen 
Funden und die konkreten Standorte der Windkraftanlagen, die zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht bekannt sind. Der Belang des Denkmalschutzes 
wird von der Genehmigungsbörde im Zuge der Baugenehmigung nach 
BImSchG geprüft und gewährleistet.  
 
Der Belang sollte insofern zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
zu 6.) 
 

Die Wasserschutzgebiete der Zonen I und II sind als harte Tabuzonen 
definiert worden, d. h. dort können keine Windkraftanlagen errichtet 
werden. Bei der Genehmigung von Einzelanlagen werden im Verfahren 
nach BImSchG auch die Belange des Wasserschutzes und der 
Wassergewinnung  geprüft.  
 
Der Belang sollte insofern zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 30 des 
Madfelder Ortsvorstehers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend 
den vorstehenden Ausführungen teilweise als beachtet anzusehen und 
teilweise als nicht zutreffend zurückzuweisen. 
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Private Eingabe Nr. 97 eines Rixener Bürgers für die 
Interessengemeinschaft Rixen „Für Windkraft - mit Abstand“ vom 
18.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Dem Schreiben ist eine Unterschriftenliste mit 97 Unterschriften 
beigefügt. 
 
In der Einleitung werden grundsätzliche Aussagen zur Windenergie und 
zum bisherigen Planungsverlauf getätigt. 
 
Anschließend wird im Einzelnen auf folgendes hingewiesen / wird 
folgendes beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Der Ort Rixen wird durch die Ausweisung der Konzentrationszonen 1 
„Windsberg“ und 2 „Horst“ eingemauert und umzingelt. Dies stellt eine 
Ungleichbehandlung und eine unzumutbare Belastung für den Ort dar. 
 
2.) 
 

Es wird angeregt, auf die Konzentrationszonen 1 und 2 gänzlich zu 
verzichten bzw. diese deutlich zu verkleinern.  
 
3.) 
 

Es sollten für die Auseisung von Windparks kleinere Splitterflächen 
berücksichtigt werden, da sich Windparks mit 3 bis 5 Anlagen nicht so 
gravierend auf das Landschaftsbild auswirken. 
 
4.) 
 

Die Höhe der Windkraftanlagen sollte von den Investoren reduziert 
werden. Es wird eine 10-fache Höhe als Abstand zur Wohnbebauung 
als geboten angesehen.  
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5.) 
 

Die bestehenden Windkraftstandorte auf dem Sonderkopf sollten mit in 
die Konzentrationszone integriert werden. 
 
6.) 
 

Die von der K 57 ausgehenden Schallimmissionen werden durch die 
Windkraftanlagen im Bereich Windsberg gesundheitsschädigend 
verstärkt.  
 
7.) 
 

Zerstörung des unbelasteten Landschaftsbildes durch die 
Erschließungsmaßnahmen. 
 
8.) 
 

Zu geringer Vorsorgeabstand angesichts 200 Meter hoher Anlagen. 
 
9.) 
 

Mögliche Gesundheitsgefährdung durch Infraschall. 
 
10.) 
 

Hohes artenschutzrechtliches Konfliktpotential. Auf dem Windsberg ist 
ein Rotmilanhorst bekannt. 
 
11.) 
 

Es wird zu einer Beeinträchtigung durch Schlagschatten durch 
Windkraftanlagen im Bereich Windsberg kommen. 
 
12.) 
 

Es werden zahlreiche Argumente gegen den Suchraum 2 „Horst“ 
vorgebracht. 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) und 2.) 
 

Die Ortslage von Rixen wird durch die bandartige Ausweisung der 
Konzentrationszone 1 auf Briloner Gebiet und durch die geplante 
Errichtung von Windkraftanlagen nördlich von Antfeld beeinträchtigt. 
Durch die Herausnahme der Zone 2 aufgrund der Stellungnahme der 
Unteren Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises hat sich die 
Situation für Rixen verbessert. Eine Reduzierung der Zone 1 bzw. eine 
gänzliche Streichung kann nicht erfolgen, da der Windenergie sonst 
nicht substantiell genug Raum gegeben werden kann.  
 
Dieser Teil der Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und 
teileweise als beachtet angesehen und teilweise zurückgewiesen 
werden. 
 
zu 3.) 
 

Die Windkraft ist gemäß § 35 Abs. 3 BauGB im Außenbereich 
privilegiert, d. h. sie ist hier grundsätzlich zulässig, sofern nicht andere 
Belange entgegenstehen. Ein Belang, der entgegenstehen kann, ist z. 
B. die Erhaltung des Landschaftsbildes.  
 

Ziel der Stadt ist es, die Windkraft an wenigen großen Standorten zu 
konzentrieren. Durch die weite Fernwirkung von WKA der heutigen 
Größenklasse würde es bei einer Vielzahl von kleinen Zonen zu einer 
wesentlich weiträumigeren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
kommen. Die weitaus größeren verbleibenden Flächen werden somit 
von der Beeinträchtigung durch Windkraftanlagen freigehalten.  
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen erfolgt nach einem 
mehrstufigen Auswahlverfahren, in dem möglichst alle Belange 
berücksichtigt werden. Unter Abwägung aller eingebrachten Aspekte hat 
sich die Stadt für die Konzentration an wenigen, großen Standorten 
entschieden.  
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Dieser Punkt der Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 4.) und 8.) 
 

Eine Höhenbegrenzung für Windkraftanlagen ist städtebaulich nicht 
ausreichend begründbar. Bei einem Schutzabstand von der 10-fachen 
Anlagenhöhe zur Wohnbebauung (ca. 2000 Meter) oder einer sonstigen 
Erweiterung der Vorsorgeabstände würde der Windkraft nicht 
substantiell genug Raum gegeben.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 5.) 
 

Eine Einbeziehung der vorhandenen Windkraftstandorte auf dem 
Sonderkopf ist nicht möglich, da die als weiches Tabukriterium 
definierten Abstände zu Ortslagen und Wohngebäuden im 
Außenbereich unterschritten würden.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 6.) 
 

Ob eine mögliche Vorbelastung durch Lärm, die von der K 57 ausgeht, 
mit zu berücksichtigen ist und die Gesamtbelastung den Grad des 
Zumutbaren übersteigt, ist von der Genehmigungsbehörde im 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG zu prüfen.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und 
als beachtet angesehen werden. 
 
zu 7.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen.  
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Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien unvermeidbar. Die 
damit einhergehende Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ebenso. 
Jedoch sollen gerade durch die Bündelung der Windkraft an einigen 
wenigen Standorten die anderen Bereiche des Stadtgebietes frei von 
Windkraftanlagen gehalten werden. Die Ausweisung von 
Konzentrationszonen stellt somit einen Kompromiss zwischen den 
verschiedensten Belangen wie z. B. der Nutzung der Windenergie und 
dem Erhalt des Landschaftsbildes dar.  
 
Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden; 
Änderungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
 
zu 9.) 
 

Im Nahbereich von Windenergieanlagen können Infraschall-Pegel 
beobachtet werden, die sich vom Hintergrundgeräusch abheben. Ab 
Entfernungen von ca. 300 m beeinflussen Windenergieanlagen den 
Geräuschpegel im Infraschall-Bereich in der Regel nicht mehr. Nach 
dem aktuell gesicherten Stand der Wissenschaft treten gesundheitliche 
Auswirkungen von Infraschall erst auf, wenn Menschen ihn hören oder 
spüren können. In diesen Fällen konnten Ermüdung und eine Abnahme 
der Atemfrequenz wissenschaftlich nachgewiesen werden. Extrem hohe 
Infraschall-Pegel über 140 dB können zu Ohrendruck, Schmerzen beim 
Hören und zu Gehörschäden führen. 
 

Bekannt ist, dass sich die Wahrnehmung von Geräuschen mit sinkender 
Frequenz ändert. Unterhalb von 100 Hz werden bereits kleine 
Änderungen des Schalldruckpegels als deutliche Zunahme der 
Lautstärke wahrgenommen und bereits bei einer geringfügigen 
Überschreitung der Hörschwelle schnell als belästigend empfunden. Die 
Infraschall-Pegel von Windenergieanlagen liegen weit unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle des Menschen.  
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Nach dem derzeitigen Kenntnisstand konnte unterhalb dieser Schwelle 
bisher kein Nachweis einer negativen gesundheitlichen Auswirkung von 
Infraschall erbracht werden. Die Frage, ob eine Beeinträchtigung durch 
Infraschall vorliegt, kann wird im konkreten Genehmigungsverfahren 
nach BImSchG beurteilt, da erst hier die genauen Standorte, die Anzahl 
der Anlagen, der Anlagentyp etc. bekannt sind.  
 
Der Belang sollte daher zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
zu 10.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teilweise im Jahr 2013 und zum Teil in 
2015 flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. 
Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Tierwelt. Der Standort des Rotmilanhorstes ist bekannt. Die bisherigen 
Erkenntnisse rechtfertigen jedoch keine Herausnahme von (Teil-) 
Flächen aus den Konzentrationszonen.  
 

Der Artenschutz wird von der Genehmigungsbörde im Zuge der 
Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet.  
 

Dieser Belang sollte insofern zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
zu 11.) 
 

Der durch Windräder verursachte Schlagschatten ist im 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG zu behandeln. Erst hier sind 
die genaue Anzahl, Höhe, Rotordurchmesser sowie die Standort der 
Windkraftanlagen bekannt.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und als 
beachtet angesehen werden. 
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zu 12.) 
 

Die Eingeber wenden sich gegen die Ausweisung der 
Konzentrationszone 2 „Horst“ In dem Schreiben werden zahlreiche 
Argumente aufgeführt, die gegen eine Ausweisung als 
Windkonzentrationszone sprechen. 
 

Da diese Fläche aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist dem Wunsch der Bürger 
entsprochen worden. 
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und als 
berücksichtigt angesehen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 97 eines 
Rixener Bürgers für die Interessengemeinschaft Rixen „Für 
Windkraft - mit Abstand“ zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend 
den vorstehenden Ausführungen teilweise als beachtet bzw. 
berücksichtigt anzusehen und teilweise zurückzuweisen. 
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Private Eingabe Nr. 92 der Ökotec Windenergie GmbH, Berlin, vom 
22.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Die Firma Ökotec begrüßt die Ausweisung der Zone 3 und bestätigt 
deren Eignung für die Windenergienutzung.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

Die positive Eingabe sollte zur Kenntnis genommen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 92 der 
Ökotec Windenergie GmbH, Berlin, entsprechend den vorstehenden 
Ausführungen zur Kenntnis zu nehmen. 
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Private Eingabe Nr. 90 eines Scharfenberger Bürgers vom 
13.12.2015 zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird folgendes 
beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Der Scharfenberger Bürger wendet sich gegen die Zerstörung der 
Kulturlandschaft und erklärt dies mit einer fehlenden Höhenbegrenzung 
für Windkraftanlagen. 
 
2.) 
 

Das Suchgebiet 2 liegt im Bereich des Naturparkes Arnsberger Wald mit 
Naturschutzgebieten. Eine Überbauung mit Windkraftanlagen würde 
jahrzehntelange Bemühungen für den Natur- und Artenschutz 
zunichtemachen.  
 
3.) 
 

Die Suchgebiete 1 und 2 sind in Summe für Scharfenberg und Rixen 
eine außerordentliche Belastung. Für Scharfenberg sind die Anlagen auf 
dem Sonderkopf mit einzubeziehen. Rixen würde von WKA umringt. 
 
4.) 
 

Durch die Planung werden Teile des Stadtgebietes geschont, andere 
doppelt belastet. Hierdurch verändern sich die Grundstückswerte. Er 
fordert einen Ausgleich zugunsten der Geschädigten z. B. durch 
Anpassung der Grundsteuer.  
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Die Windkraft ist gemäß § 35 Abs. 3 BauGB im Außenbereich 
privilegiert, d. h. sie ist hier grundsätzlich zulässig, sofern nicht andere 
Belange entgegenstehen.  
 

Durch die Ausweisung von Konzentrationszonen wird die Windkraft an 
wenigen Stellen gebündelt. Die weitaus größeren verbleibenden 
Flächen werden somit von der Beeinträchtigung durch Windkraftanlagen 
freigehalten.  
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen erfolgt nach einem 
mehrstufigen Auswahlverfahren in dem möglichst alle Belange 
berücksichtigt werden.  
Der Aspekt Kulturlandschaft ist hierbei ein Belang von vielen. Unter 
Abwägung aller eingebrachter Aspekte haben sich die verbleibenden 
Flächen als die am besten geeigneten erwiesen. Dass es hierbei auch 
zu einer (im gesetzlichen Rahmen zulässigen) Beeinträchtigung von 
Kulturlandschaften kommen kann, ist leider unvermeidbar.  
Eine Höhenbegrenzung für Windkraftanlagen ist städtebaulich nicht 
begründbar.  
 

Dieser Teil der Eingabe sollte zur Kenntnis genommen und bezüglich 
des Belanges „Kulturlandschaft“ als beachtet angesehen und bezüglich 
der „Höhenbegrenzung“ zurückgewiesen werden. 
 
zu 2.) und 3.) 
 

Da der Suchraum 2 aufgrund der Stellungnahme der Unteren 
Landschaftsbehörde des Hochsauerlandkreises (ULB des HSK) als 
Konzentrationszone ausscheidet, ist dem Wunsch des Bürgers 
entsprochen worden. 
 
Diese Punkte der Eingabe sollten insofern zur Kenntnis genommen und 
als berücksichtigt angesehen werden. 
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zu 4.) 
 

Ziel der Stadt Brilon ist es, die Windenergienutzung an einigen wenigen 
Flächen zu bündeln und das restliche Stadtgebiet von 
Windenergieanlagen frei zu halten. Ein monetärer Ausgleich ist im 
Rahmen der Flächennutzungsplanung nicht möglich.  
 
Dieser Teil der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 90 eines 
Scharfenberger Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend 
den vorstehenden Ausführungen teilweise als beachtet bzw. 
berücksichtigt anzusehen und teilweise zurückzuweisen. 
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Private Eingabe Nr. 89 eines Almer Bürgers vom 17.12.2015 zur 
1. öffentlichen Auslegung 
 
Der Almer Bürger erhebt allgemeine Bedenken (Einspeisung, 
Speicherung, Gesundheitsschutz) gegen die Nutzung der Windenergie. 
 

• Solange die gesundheitlichen Auswirkungen der Windenergie nicht 
endgültig erforscht sind, fordert er einen Mindestabstand von 2000 
Metern zu Wohngebieten.  

 

• Er fürchtet, durch die Lärmbelästigung Gesundheitsschäden und 
Beeinträchtigungen des Wohlbefindens zu erleiden. Gleiches gilt für 
Schattenschlag und Lichtreflexe. 

 

• Die Immissionsrichtwerte hält er für nicht ausreichend, um den 
Gesundheitsschutz zu gewährleisten. Er bezweifelt, dass die 
Richtwerte bei der Errichtung mehrerer Anlagen eingehalten 
werden.  

 

• Da Ihm Natur und Landschaft wichtig sind, wiederspricht er dem 
Flächennutzungsplan. 

 

• Er spricht sich insbesondere gegen den Standort Wülfte / Alme aus 
und befürchtet den Wertverlust seines Wohnhauses. 

 
Als Anlagen sind beigefügt:  
 

1. Ärzteforum Emissionsschutz 
Unabhängiger Arbeitskreis Erneuerbarer Energien - Bad Orb  

 

2. Ottawa-Charta zur Gesundheitsförderung, 1986 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zum Gesundheitsschutz / Immissionen 
 

In Anlehnung an Berechnungen des LANUV NRW (D. Piorr 
“Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen und 
Immissionsschutz“) wurden möglichst große, rechtlich vertretbare 
Vorsorgeabstände festgesetzt.  
 

Zur Ermittlung des angemessenen Vorsorgeabstandes wird angesichts 
der vorhandenen Anlagen und der Größe der in Betracht kommenden 
Konzentrationszonen von 3 WEA bei nicht schallreduziertem 
Anlagenbetrieb ausgegangen. In Anlehnung an die o. g. Ausarbeitung 
Piorrs ist bei der dem heutigen Stand der Technik entsprechenden 
durchschnittlichen 'Muster-WEA' von einem Lärmpegel von 106,5 dB(A) 
auszugehen. Für ein allgemeines Wohngebiet (WA) mit einem 
zulässigen Immissionsrichtwert (IRW) von 40 dB(A) folgt hieraus ein 
Abstand von ca. 800 m zwischen Wohnnutzung und Lärmquelle. Dieser 
Abstand wird generell für das Innenbereichswohnen und nicht 
differenziert nach Gebietsqualitäten angesetzt.  
 

Zur Verbesserung des vorbeugenden Immissionsschutzes für die 
Wohnnutzung wird unter Vorsorgegesichtspunkten ein zusätzlicher 
Abstand von 150 m vorgesehen. Eine Vergrößerung der 
Vorsorgeabstände zu den Ortslagen würde dazu führen, dass der 
Windenergie nicht substantiell genug Raum gegeben werden kann. Dies 
würde das Ziel der Planung gefährden.  
 

Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten wird von der Genehmigungsbörde im Zuge 
der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet. Daher 
bleiben die Abstände unverändert.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und 
teilweise zurückgewiesen und teilweise als beachtet angesehen werden. 
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Zu Natur und Landschaft 
 

Die Windkraft ist gemäß § 35 Abs. 3 BauGB im Außenbereich 
privilegiert, d. h. sie ist hier grundsätzlich zulässig, sofern nicht andere 
Belange entgegenstehen.  
 

Durch die Ausweisung von Konzentrationszonen wird die Windkraft an 
wenigen Stellen gebündelt. Die weitaus größeren verbleibenden 
Flächen werden somit von der Beeinträchtigung durch Windkraftanlagen 
freigehalten.  
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen erfolgt nach einem 
mehrstufigen Auswahlverfahren in dem möglichst alle Belange 
berücksichtigt werden. Der Naturschutz und die Artenvielfalt sind hierbei 
zwei Belange von vielen. Unter Abwägung aller eingebrachter Aspekte 
haben sich die verbleibenden Flächen als die am besten geeigneten 
erwiesen. Das es hierbei auch zu einer (im gesetzlichen Rahmen 
zulässigen) Beeinträchtigung von Natur und Artenvielfalt kommen kann, 
ist leider unvermeidbar.  
 
Dieser Belang sollte daher zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
 
Zum Wertverlust von Immobilien 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. Windkraftanlagen sind 
durch den Bundesgesetzgeber allerdings als im Außenbereich 
privilegierte Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im 
Außenbereich generell zulässig sofern keine anderen Belange 
entgegenstehen.  
 

Durch die 97. Änderung wird die Zulässigkeit von Windkraftanlagen im 
Außenbereich eingeschränkt. Dies bedeutet, dass die angesprochen 
Abwertung der Immobilien nicht durch die kommunale Planung 
ausgelöst wird.  
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Dieser Belang sollte daher zur Kenntnis genommen und als nicht 
zutreffend zurückgewiesen werden. 
 
Zu den Anlagen 
 

Die 1. Anlage enthält allgemeine Informationen / Aussagen zur 
Gesundheitsgefahren die von Windkraftanlagen und Emissionen 
ausgelöst werden.  
 

Die 2. Anlage enthält allgemeine Forderungen für die 
Gesundheitsförderung.   
 

Die beiden Anlagen haben keinen direkten Bezug zur Änderung des 
Flächennutzungsplanes und bedürfen daher keiner Abwägung. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 89 eines 
Almer Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen teilweise als beachtet anzusehen und 
teilweise zurückzuweisen / als nicht zutreffend zurückzuweisen . 
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Private Eingabe Nr. 98 eines Wülfter Bürgers vom 23.12.2015 und 
28.01.2016 zur 1. öffentlichen Auslegung 
 
Der Bürger aus Wülfte wendet sich gegen die Ausweisung des 
Suchraumes 4 (Konzentrationszone 3 „Wülfte“). 
 

Im Einzelnen wird auf folgendes hingewiesen / wird folgendes 
beanstandet bzw. angeregt: 
 
1.) 
 

Der Eingeber (kurz “Er“) fordert eine neue Artenschutzrechtliche 
Untersuchung des Gebietes. Von Ihm sind der Baumfalke, der Uhu, die 
Turteltaube und der (Mäuse-) Bussard in der Konzentrationszone 
beobachtet worden. 
 

Im Gebiet befinden sich zahlreiche Tierarten (Fledermäuse, Vögel etc.). 
Es wird gegen das im BNatSchG verankerte Tötungsverbot verstoßen. 
Darüber hinaus wird deren Lebensraum entwertet. Vögel verlassen 
angestammte Brutplätze und es konnte bei Wiesenvögeln eine 
Scheuchwirkung festgestellt werden. 
 
2.) 
 

Er fordert eine Höhenbeschränkung von 100 bzw. 130 m für 
Windkraftanlagen, um den Ort Wülfte und die Bevölkerung vor optisch 
bedrängender Wirkung und vor Gesundheitsgefahren zu bewahren. 
 
3.) 
 

Er fordert einen Mindestabstand von 1500 Meter für Anlagen  < 150 
Meter Höhe und für Anlagen über 150 Meter die mindestens 10-fache 
Anlagenhöhe. 
 
4.) 
 

Er fordert die Anzahl der Anlagen in der Konzentrationszone auf max. 3 
zu beschränken.  
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5.) 
 

Er fordert eine bedarfsgerechte Hindernisbefeuerung, die sich nur 
aktiviert, wenn sich ein Flugzeug auf weniger als 4 km Entfernung 
nähert. 
 
6.) 
 

Er fordert, dass neue, kleinere Konzentrationszonen insbesondere im 
Briloner Süden ausgewiesen werden. Eine Ausklammerung dieses 
Bereiches ist durch den Tourismus nicht erklärbar.  
 
7.) 
 

Er fordert eine Ausgleichszahlung für den Wertverlust der Immobilen, 
der durch den Bau von WKA entsteht. Der Wertverlust wird durch 
diverse Beeinträchtigungen durch die Windenergieanlagen ausgelöst. 
 

Bezüglich der geforderten Ausgleichszahlungen weist er auf gesetzliche 
Regelungen in Dänemark hin. 
 

Durch den im Umfeld von Windkraftanlagen sinkenden Immobilienwert 
wird die Refinanzierung von Hypotheken erschwert. 
 
8.) 
 

Durch die Ausweisung der Konzentrationszone 3 werden die im BauGB 
verankerten öffentlichen Belange „Erhalt der natürlichen Eigenart der 
Landschaft und ihr Erholungswert“ und „Verunstaltung des Orts- und 
Landschaftsbildes“ beeinträchtigt.  
 

Ebenso wird gegen die im BNatSchG genannte Forderung „Schutz der 
Natur und der Landschaft“ verstoßen. Natur und Landschaft sollen 
insbesondere der Erholung des Menschen dienen. 
 

Die Errichtung von WKA wird als Schädigung des Landschaftsbildes 
angesehen. Landschaften, in denen Windkraftanlagen stehen, werden 
von Menschen als unattraktiv empfunden. Das Landschaftsbild wird 
durch solche Anlagen entwertet. Sie sind zerstörerische Eingriffe in 
Natur und Landschaft. 
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9.) 
 

Es wird sehr umfangreich auf die Beeinträchtigungen des 
Wohlbefindens und der Gesundheit durch Schall und insbesondere 
Infraschall eingegangen.  
 

Es wird auf Probleme bei der Ermittlung der Schallbelastung durch sehr 
hohe Windkraftanlagen hingewiesen. In diesem Zusammenhang wird 
ein Abstand von 1000 Metern zwischen Windkraftanlagen und der 
Wohnbebauung als zu gering angesehen. 
 
10.) 
 

Von den Windkraftanlagen kann eine optisch bedrängende Wirkung 
ausgehen. Dies verstößt gegen das Gebot der Rücksichtnahme. 
 
11.) 
 

Der Eingeber sieht das in der allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte verankerte Recht auf Freizeit und Erholung verletzt. In 
einer Landschaft, die durch Windkraftanlagen beeinträchtigt wird, ist 
s. E. eine Erholung für den Menschen nicht mehr möglich. 
 
12.) 
 

Er fordert, Anträge für Windkraftanlagen öffentlich auszulegen, damit die 
Betroffenen Einwendungen vorbringen können. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.) 
 

Die Konzentrationszonen wurden teilweise im Jahr 2013 und zum Teil in 
2015 flächendeckend hinsichtlich der windkraftsensiblen Arten erfasst. 
Die bisher getätigten Untersuchungen liefern erste, wenn auch nicht  
vollständige Datengrundlagen zur Beurteilung der Beeinträchtigung der 
Tierwelt.  
 



 

- 121 – 

 

 
Das Vorkommen von bedrohten und windkraftsensiblen Tierarten ist 
bekannt. Die bisherigen Erkenntnisse rechtfertigen jedoch keine 
Herausnahme von (Teil-) Flächen aus den Konzentrationszonen.  
 

Der Artenschutz wird von der Genehmigungsbörde im Zuge der 
Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet.  
 
Dieser Belang sollte insofern zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
zu 2.) und 3.) 
 

Eine Höhenbegrenzung für Windkraftanlagen ist städtebaulich nicht 
ausreichend begründbar. Bei einem Schutzabstand von der 10-fachen 
Anlagenhöhe zur Wohnbebauung (ca. 1500 Meter und mehr, je nach 
Anlagenhöhe) oder einer sonstigen Erweiterung der Vorsorgeabstände 
würde der Windkraft nicht substantiell genug Raum gegeben.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 4.) 
 

Eine Beschränkung der maximalen Zahl der Anlagen ist städtebaulich 
nicht ausreichend begründbar. Darüber hinaus sind die Kommunen 
gehalten der Windkraft substantiell Raum zu geben.  
 

Seitens der Stadt Brilon wird das planerische Konzept verfolgt, 
Windkraft einerseits zu bündeln, andererseits keine übergroßen 
Bereiche entstehen zu lassen. Die Ausweisung der 
Konzentrationszone 3 wird als städtebaulich vertretbar erachtet. Im 
westlichen Stadtgebiet wurde der Suchraum 3 (Hoppenberg) u. a. 
deshalb aus der weiteren Planung ausgeschieden, um eine Entstehung 
einer städtebaulich nicht mehr vertretbaren Aneinanderreihung von 
Windkraftanlagen zu vermeiden.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
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zu 5.) 
 

Für eine Festsetzung im Flächennutzungsplan, dass eine 
Hindernisbefeuerung in Verbindung mit einem System vorgeschrieben 
wird, dass sich die Beleuchtung nur bei der Annäherung von 
Luftfahrzeugen einschaltet, fehlt die Festsetzungskompetenz. Dies kann 
bestenfalls im Rahmen der Baugenehmigung nach BImSchG erfolgen. 
Allerdings fehlt es nach bisherigem Kenntnisstand auch in diesem 
Verfahren an der erforderlichen Rechtsgrundlage.  
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte daher zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
 
zu 6.) 
 

Die Windkraft ist gemäß § 35 Abs. 3 BauGB im Außenbereich 
privilegiert, d. h. sie ist hier grundsätzlich zulässig, sofern nicht andere 
Belange entgegenstehen. Ein Belang, der entgegenstehen kann, ist 
z. B. die Erhaltung des Landschaftsbildes.  
 

Ziel der Stadt ist es, die Windkraft an wenigen großen Standorten zu 
konzentrieren. Durch die weite Fernwirkung von WKA der heutigen 
Größenklasse würde es bei einer Vielzahl von kleinen Zonen zu einer 
wesentlich weiträumigeren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
kommen. Die weitaus größeren verbleibenden Flächen werden somit 
von der Beeinträchtigung durch Windkraftanlagen freigehalten.  
 

Die Ausweisung der Konzentrationszonen erfolgt nach einem 
mehrstufigen Auswahlverfahren, in dem möglichst alle Belange 
berücksichtigt werden. Unter Abwägung aller eingebrachten Aspekte hat 
sich die Stadt für die Konzentration an wenigen, großen Standorten 
entschieden. Im Briloner Süden befinden sich keine 
Konzentrationszonen, da hier überwiegend große zusammenhängende 
Waldgebiete als weiche Tabuzone vorkommen. 
 
Dieser Punkt der Eingabe sollte insofern zur Kenntnis genommen und 
zurückgewiesen werden. 
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zu 7.) 
 

Der Wertverlust von Immobilien (hier speziell Wohnhäuser) durch die 
Errichtung von Windkraftanlagen ist denkbar. WKA sind durch den 
Bundesgesetzgeber allerdings als im Außenbereich privilegierte 
Vorhaben eingestuft worden. Sie sind somit im Außenbereich generell 
zulässig sofern keine anderen Belange entgegenstehen.  
 

Durch die 97. Änderung wird die Zulässigkeit von Windkraftanlagen im 
Außenbereich eingeschränkt. Für eine Ausgleichszahlung wie in 
Dänemark fehlt es in Deutschland an einer Rechtsgrundlage.  
 
Dieser Belang sollte daher zur Kenntnis genommen werden. 
 
zu 8.) und 11.) 
 

Die Kommunen sind durch die Gesetzgebung und die Rechtsprechung 
gehalten, der Windenergie substantiell Raum zur Verfügung zu stellen. 
Im Zuge der angestrebten Energiewende ist die Inanspruchnahme von 
Freiraum für die Nutzung von regenerativen Energien unvermeidbar. Die 
damit einhergehenden Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und 
der Erholung ebenso. Jedoch sollen gerade durch die Bündelung der 
Windkraft an einigen wenigen Standorten die anderen Bereiche des 
Stadtgebietes frei von Windkraftanlagen gehalten werden. Die 
Ausweisung von Konzentrationszonen stellt somit einen Kompromiss 
zwischen den verschiedensten Belangen wie z. B. der Nutzung der 
Windenergie und dem Erhalt des Landschaftsbildes sowie der Erholung 
dar.  
 
Dieser Aspekt sollte daher zur Kenntnis genommen werden; 
Änderungen ergeben sich hieraus jedoch nicht. 
 
zu 9.) 
 

Die Einhaltung der gebietsbezogenen Lärm-Immissionswerte zu den 
verschiedenen Tageszeiten wird von der Genehmigungsbörde im Zuge 
der Baugenehmigung nach BImSchG geprüft und gewährleistet.  
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Im Nahbereich von Windenergieanlagen können Infraschall-Pegel 
beobachtet werden, die sich vom Hintergrundgeräusch abheben. Ab 
Entfernungen von ca. 300 m beeinflussen Windenergieanlagen den 
Geräuschpegel im Infraschall-Bereich in der Regel nicht mehr. Nach 
dem aktuell gesicherten Stand der Wissenschaft treten gesundheitliche 
Auswirkungen von Infraschall erst auf, wenn Menschen ihn hören oder 
spüren können. In diesen Fällen konnten Ermüdung und eine Abnahme 
der Atemfrequenz wissenschaftlich nachgewiesen werden. Extrem hohe 
Infraschall-Pegel über 140 dB können zu Ohrendruck, Schmerzen beim 
Hören und zu Gehörschäden führen. 
 

Bekannt ist, dass sich die Wahrnehmung von Geräuschen mit sinkender 
Frequenz ändert. Unterhalb von 100 Hz werden bereits kleine 
Änderungen des Schalldruckpegels als deutliche Zunahme der 
Lautstärke wahrgenommen und bereits bei einer geringfügigen 
Überschreitung der Hörschwelle schnell als belästigend empfunden. Die 
Infraschall-Pegel von Windenergieanlagen liegen weit unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle des Menschen. Nach dem derzeitigen 
Kenntnisstand konnte unterhalb dieser Schwelle bisher kein Nachweis 
einer negativen gesundheitlichen Auswirkung von Infraschall erbracht 
werden.  
 

Die Frage, ob eine Beeinträchtigung durch Infraschall vorliegt, kann wird 
im konkreten Genehmigungsverfahren nach BImSchG beurteilt, da erst 
hier die genauen Standorte, die Anzahl der Anlagen, der Anlagentyp etc. 
bekannt sind.  
 
Dieser Belang sollte daher zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
zu 10.) 
 

Die Gerichte verneinen eine erdrückende Wirkung auf Wohnhäuser in 
der Regel ab einem Abstand > der 3-fachen Anlagenhöhe. Der Abstand 
von 950 Meter zwischen den Konzentrationszonen und der Ortslage 
erscheint daher bei einer Höhe moderner Windkraftanlagen von ca. 200 
Meter ausreichend.  
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Ob eine erdrückende Wirkung von Windkraftanalgen auf Wohnhäuser 
ausgeht, ist im Genehmigungsverfahren nach BImSchG zu prüfen. 
 
Der Belang sollte daher zur Kenntnis genommen und als beachtet 
angesehen werden. 
 
zu 12.) 
 

Bauanträge für Windkraftanlagen > 50 Meter werden vom 
Hochsauerlandkreis als Genehmigungsbehörde bearbeitet. Ob 
Bauanträge öffentlich ausliegen, ist vom Hochsauerlandkreis 
entsprechend den rechtlichen Vorgaben zu entscheiden.  
 
Dieser Punkt ist nicht Gegenstand der kommunalen Bauleitplanung und 
sollte daher nur zur Kenntnis genommen werden. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Stadt Brilon beschließt, die private Eingabe Nr. 98 eines 
Wülfter Bürgers zur Kenntnis zu nehmen und entsprechend den 
vorstehenden Ausführungen teilweise als beachtet anzusehen und 
teilweise zurückzuweisen. 
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